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Erzgebirgskreis - Stadt Oberwiesenthai 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungs­
plan "Emil-Riedel-Straße I An den Teichen" 
Stellungnahme der Raumordnungsbehörde 
Schreiben des Planungsbüros vom 28. Juli 2021 
unser Schreiben zu einer Planungsanfrage vom 10. Dezember 2019 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Beteiligung der Landesdirektion Sachsen, Referat Raum­
ordnung/Stadtentwicklung im Verfahren nach § 4 BauGB. Nach Prüfung des 
Sachverhalts anhand der vorliegenden Planunterlagen gibt die Raumord­
nungsbehörde folgende raumordnerische Stellungnahme ab: 

Die Planung steht im Einklang mit den Erfordernissen der Raumordnung, 
wenn den naturschutzfachlichen Belangen ausreichend Rechnung getragen 
wird. 

Begründung: 

1. Sachverhalt 

Die Stadt Oberwiesenthai beabsichtigt der Nachfrage nach zeitgemäßen 
Urlaubs- und Ausflugsangeboten durch die Weiterentwicklung des Bereiches 
Emil-Riedel-Straße in der Tourismusregion Oberwiesenthai nachzukommen. 

Es ist ein vorhabenbezogener Bebauungsplan geplant, der mittels eines 
Sondergebietes Baurecht für die Errichtung einer Ferienhaussiedlung schaf­
fen soll. Es sollen ca. 6 c 8 qualitativ hochwertige Ferienhäuser in der Nähe 
der touristischen Angebote (Loipe, Gastronomie usw.) in lockerer Bauweise 
errichtet werden. 
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Die Fläche umfasst ca. 2,1 ha, wobei nur die nördliche Hälfte zur Bebauung vorgese­
hen ist. Sie wird zurzeit als Wiesenfläche. Der südliche Teil wird ertüchtigt und bleibt als 
Teichgebiet erhalten. 

Die Stadt Oberwiesenthai verfügt über einen wirksamen Flächennutzungsplan , in dem 
der betreffende Bereich als Fläche für Landwirtschaft dargestellt ist. Eine Änderung ist 
im Parallelverfahren laut Begründung Seite 10 geplant, liegt aber bei uns zur Beurtei­
lung noch nicht vor. 

2. Rechtliche Grundlagen 

Die vorgelegten Unterlagen wurden auf folgenden Grundlagen geprüft: 

- Raumordnungsgesetz 
- Gesetz zur Raumordnung und Landesplanung des Freistaates Sachsen 
- Landesentwicklungsplan Sachsen 
- Regionalplan Chemnitz-Erzgebirge 
- Regionalplan Region Chemnitz (in Aufstellung befindlich) 

3. raumordnerische Bewertung 

Die Planung steht im Einklang mit den Erfordernissen der Raumordnung, wenn den 
naturschutzfachlichen Belangen ausreichend Rechnung getragen wird. 

Die Stadt Oberwiesenthai wird im Regionalplan Chemnitz-Erzgebirge gemäß Z 2.4.3 i. 
V. m. Karte 3 als Gemeinde mit besonderer Gemeindefunktion "Fremdenverkehr" als 
überregionaler Tourismus- und Erholungsschwerpunkt sowie auch im Entwurf des Re­
gionalplanes Region Chemnitz mit besondere Gemeindefunktion Tourismus eingestuft. 

Das Vorhaben entspricht diesen Zielen . 

Das Plangebiet befindet sich laut gültigem Regionalplan teilweise im Vorbehaltsgebiet 
Natur- und Landschaft Arten- und Biotopschutz sowie vollständig im Vorbehaltsgebiet 
Natur- und Landschaft Landschaftsbild/Landschaftserleben. 

Laut Begründung S. 3 befindet sich innerhalb der überbaubaren Fläche das Biotop 
"Bergwiese". Eine Auseinandersetzung dazu fehlt . 

Weiterhin liegt der Bereich größtenteils in der Entwicklungszone des Naturparks Erzge­
birgeNogtland. Ungeklärt ist aus unserer Sicht die Lage im Landschaftsschutzgebiet 
"Fichtelberg". Nach unserer Kenntnis ist derzeit eine Erweiterung geplant, die den ge­
samten Planbereich erfasst und somit einer Bebauung widersprechen würde. Diesbe­
züglich besteht dringender Klärungsbedarf. 

Eine abschließende Beurteilung des Umweltberichtes zu diesen Sachverhalten steht 
noch aus. Es liegt lediglich eine Bestandsaufnahme vor. 

Insofern besteht weiterer nachvollziehbarer Abstimmungsbedarf mit den Fachbehörden 
insbesondere zu dem Biotop Bergwiese sowie zur Lage in der geplanten Erweiterung 
des LandsChaftsschutzgebietes mit dem abschließenden Nachweis , dass diesen und 
allen anderen betroffenen geschützten Bereichen ausreichend Rechnung getragen wird . 
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4. Hinweise 
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Im digitalen Raumordnungskataster der Landesdirektion Sachsen (DIGROK) wird der 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes eingetragen. Bitte informieren Sie uns über den 
weiteren Fortgang des Verfahrens im Rahmen Ihrer Mitteilungs- und Auskunftspflicht 
gemäß § 18 SächsLPIG. 

Aus Sicht der Abteilung 4 (Umweltschutz) ergehen folgende Hinweise: 

AbfallwirtschaftI Altlastenl Bodenschutz, Frau Haderk, Tel.: 0371 532 1645 

Eine Deponie oder Altlast in Zuständigkeit der oberen Bodenschutzbehörde ist nicht 
betroffen . 

Die Landesdirektion Sachsen erstellt Bodenbelastungskarten in Gebieten mit Böden, in 
denen flächenhaft erhöhte Schadstoffgehalte zu vermuten bzw. nachgewiesen sind. 
Der Geltungsbereich der vorgelegten Planung befindet sich in einem solchen Gebiet, in 
dem in den Böden sowie in dem unterlagernden Ausgangsgestein mit geogen, bezüg­
lich des Bodens auch großflächig anthropogen erhöhten Hintergrundgehalten (z. B. 
Schwermetalle und/oder Arsen) zu rechnen ist. Sofern Eingriffe in den Boden notwen­
dig werden und Bodenmaterial umgelagert werden muss, ist dieser Sachverhalt zu be­
rücksichtigen. 

Bitte wenden Sie sich bei Fragen zum Umgang mit dem Boden an die untere Boden­
schutzbehörde im zuständigen Landratsamt oder an das Ref. 43 in der Dienststelle 
Chemnitz der Landesdirektion Sachsen. 

Aus Sicht des Referates (Wirtschaftsförderung) ergehen folgende Hinweise: 

Frau Sieble, Tel.: 03711 532 2311 , E-Mail: barbara.sieble@lds.sachsen.de 

Es erscheint für den Tourismus sinnvoll , dieses Areal für die Errichtung weiterer Beher­
bergungsstätten zu nutzen. Aufgrund der großen Resonanz, die Oberwiesenthai vor 
allem im Wintertourismus am Fichtelberg und dem benachbarten Skigebiet Keilberg auf 
tschechischer Seite hat, würde dies zu einer Erhöhung der Verweildauer der Touristen 
und der Übernachtungszahlen führen. 

Wir bitten jedoch, im Vorfeld einer Genehmigung folgendes abzuklären: 

- Naturschutzrechtliche Belange dürfen dem Vorhaben nicht entgegenstehen und eine 
eventuell genehmigte Bebauung sollte Kriterien der Nachhaltigkeit beachten . 

- Im angrenzenden Areal befindet sich ein (befestigter, wasserdurchlässiger) Parkplatz, 
der Touristen für das Hotel und dem Lift E zur Verfügung steht. Eine mögliche Erweite­
rung ist bei Bedarf auf der sich anschließenden Wiesenfläche denkbar. Hier sollte eine 
gegenseitige Beeinträchtigung Parkplatz - Ferienbebauung untersucht werden. Auszu­
schließen wäre in jedem Fall ein "wildes Parken" entlang der Zufahrtsstraßen , wenn es 
aufgrund von Beeinträchtigungen zu Einschränkungen im geordneten Park-bereich kä­
me. 

- Weiterhin sollte überprüft werden , ob die angrenzenden Teiche für Beschneiungszwe­
cke mit mobilen Geräten genutzt werden und - sollte dies bejaht werden - wie sich die-
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se Nutzung auf das geplante Sondergebiet auswirkt. Dazu gehören neben Lärmschutz, 
der Speisung der Teiche aus dem Bach-/Flusslauf etc. auch Auswirkungen auf den 
Wasserhaushalt des Bodens und daraus resultierend auf die geplante Bauweise der 
Beherbergungsstätten. 

Diese Stellungnahme ergeht aus Sicht der Raumordnung. Den Stellungnahmen der 
übrigen Träger ÖffentilChe7 , lange wird nicht vorgegriffen 

it fr u dllchen Gruße /1 

Referentin Raumordnung 
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Ihr Zeichen
Fa

-Riedel-Straße / An den 
- Vorentwurf in der Fassung 

06/2021

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit diesem Schreiben erhalten Sie die Stellungnahme des Sächsischen 
Landesamtes für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG) als Träger 
öffentlicher Belange. 

Wir weisen darauf hin, dass im LfULG nur die Belange 

- Fluglärm
- Anlagensicherheit / Störfallvorsorge
- natürliche Radioaktivität
- Fischartenschutz und Fischerei und
- Geologie

Gegenstand der Prüfung sind. Die Prüfung weiterer Belange ist auf Grund 
fehlender Zuständigkeit nicht möglich.

Wir haben die Prüfung und Einschätzung u.a. auf der Grundlage des In-
halts der nachfolgenden Unterlagen vorgenommen:

[1] Schreiben des Büros für Städtebau GmbH Chemnitz (Herr Fahnert) 
vom 28.07.2021 zu o.g. Vorhaben mit digitalen Unterlagen [2] 

[2] Stadt Kurort Oberwiesenthal, Erzgebirgskreis: Vorentwurf vorhabenbe-
-

Riedel-
textlichen Festsetzungen, Begründung, Umweltbericht, erstellt durch 
das Büro für Städtebau GmbH Chemnitz, 06/2021

[3] Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie: 
Geologisches Archiv- und Kartenmaterial der Abteilung Geologie mit 
Landesdatenbank geologischer Aufschlüsse 

[4] Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie: 
digitale Geologische Karte GK50-Erzgebirge-Vogtland, Blatt L5542 
Aue, Maßstab 1 : 50 000 und GK25 Blatt Oberwiesenthal Nr. 5543, 
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Maßstab 1 : 25.000 
[5] Kataster für Natürliche Radioaktivität in Sachsen, basierend auf Kenntnissen über 

den Altbergbau, Uranerzbergbau der Wismut und Ergebnissen aus dem Projekt 

(Altlastenkataster) des Bundesamtes für Strahlenschutz. 
[6] Gesetz zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung (Strah-

lenschutzgesetz - StrlSchG) vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 1966), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Mai 2021 (BGBl. I S. 1194) geändert worden ist. 

[7] Verordnung zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung 
(Strahlenschutzverordnung - StrlSchV) vom 29. November 2018 (BGBl. I S. 2034, 
2036), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Mai 2021 (BGBl. I S. 1194) 
geändert worden ist. 

[8] Allgemeinverfügung zur Festlegung von Gebieten zum Schutz vor Radon-222 in 
Innenräumen nach § 121 Absatz 1 Satz 1 des Strahlenschutzgesetzes vom 19. 
November 2020 (SächsABl. S. 1362). 

 

1 Zusammenfassendes Prüfergebnis 
 
Seitens des LfULG stehen dem Vorhaben keine Bedenken entgegen.  
 
Gegenwärtig [5] liegen uns keine Anhaltspunkte über radiologisch relevante Hinterlas-
senschaften für dieses Plangebiet vor. Jedoch sind im Rahmen weiterer Planungen zur 
Bebauung die nachfolgenden Anforderungen zum Radonschutz zu beachten (siehe 
Punkt 2). 
 
Wir empfehlen außerdem, im Rahmen der weiteren Planbearbeitung die in Punkt 3 
folgenden geologischen Hinweise zu berücksichtigen. 
 
Die Belange des Fluglärms, der Anlagensicherheit / Störfallvorsorge sowie des Fischar-
tenschutzes bzw. der Fischerei sind nicht berührt. 
 
 
2 Natürliche Radioaktivität 
 
2.1 Anforderungen zum Radonschutz 
 
Das Strahlenschutzgesetz (§§ 121 - 132 StrlSchG) [5] und die novellierte Strahlen-
schutzverordnung (§§ 153 - 158 StrlSchV) [6] regeln die Anforderungen an den Schutz 
vor Radon. Dabei wurde ein Referenzwert von 300 Bq/m³ (Becquerel pro Kubikmeter 
Luft) für die über das Jahr gemittelte Radon-222-Aktivitätskonzentration in der Luft in 
Aufenthaltsräumen und an Arbeitsplätzen in Innenräumen festgeschrieben.  
 
Wer ein Gebäude mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen errichtet, hat grundsätz-
lich geeignete Maßnahmen zu treffen, um den Zutritt von Radon aus dem Baugrund zu 
verhindern oder erheblich zu erschweren. Diese Pflicht gilt als erfüllt, wenn die nach 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik erforderlichen Maßnahmen zum 
Feuchteschutz eingehalten werden. 
 
Wer im Rahmen baulicher Veränderung eines Gebäudes mit Aufenthaltsräumen oder 



 

 

 

Seite 3 von 6 

Arbeitsplätzen Maßnahmen durchführt, die zu einer erheblichen Verminderung der 
Luftwechselrate führen, soll die Durchführung von Maßnahmen zum Schutz vor Radon 
in Betracht ziehen, soweit diese Maßnahmen erforderlich und zumutbar sind. 
 
Mit Inkrafttreten am 31.12.2020 wurden per Allgemeinverfügung [8] Gebiete nach § 121 
Abs. 1 Satz 1 Strahlenschutzgesetz [6] festgelegt. Für diese sogenannten Radonvor-
sorgegebiete wird erwartet, dass die über das Jahr gemittelte Radon-222-
Aktivitätskonzentration in der Luft in einer beträchtlichen Zahl von Gebäuden mit Auf-
enthaltsräumen oder Arbeitsplätzen den Referenzwert von 300 Bq/m³ überschreitet. In 
diesen Gebieten sind besondere Anforderungen an den Schutz vor Radon zu erfüllen. 
Die Allgemeinverfügung sowie alle weiterführenden Informationen sind unter 
www.radon.sachsen.de nachzulesen. 
 
Da das zu überplanende Gebiet in einem Radonvorsorgegebiet [8] liegt, sind beim 
Neubau von Gebäuden mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen neben der fachge-
rechten Ausführung der Maßnahmen hinsichtlich des Feuchteschutzes nach den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik ein zusätzlicher Radonschutz einzuplanen 
und eine der folgenden Möglichkeiten nach § 154 StrlSchV [7] durchzuführen: 
 
1. Verringerung der Radon-222-Konzentration unter dem Gebäude, oder 
2. gezielte Beeinflussung der Luftdruckdifferenz zwischen Gebäudeinnerem und Bo-

denluft an der Außenseite von Wänden und Böden mit Erdkontakt, oder 
3. Begrenzung der Rissbildung an Wänden und Böden mit Erdkontakt und Auswahl 

diffusionshemmender Betonsorten mit der erforderlichen Dicke der Bauteile, oder 
4. Absaugung von Radon an Randfugen oder unter Abdichtungen, oder 
5. Einsatz diffusionshemmender, konvektionsdicht verarbeiteter Materialien oder Kon-

struktionen. 
 
2.2 Anforderungen zum Radonschutz am Arbeitsplatz 
 
Das Strahlenschutzgesetz [6] verpflichtet die Verantwortlichen für Arbeitsplätze zu ei-
ner 12-monatigen Messung der Radon-222-Aktivitätskonzentration, wenn sich die Ar-
beitsplätze in einem Keller oder Erdgeschoss von Gebäuden in Radonvorsorgebieten 
befinden.  
 
Die Messpflicht beginnt, sobald eine Betätigung an einem Arbeitsplatz in einem Keller 
oder Erdgeschoss in Gebäuden in festgelegten Radonvorsorgegebieten aufgenommen 
wird und ist innerhalb von 18 Monaten abzuschließen. 
 
Wird an einem Arbeitsplatz eine Überschreitung des Referenzwertes von 300 Bq/m³ 
festgestellt, sind Maßnahmen zur Reduzierung der Radonwerte zu ergreifen und durch 
eine wiederholte Messung auf ihren Erfolg zu kontrollieren. Diese Messung muss in-
nerhalb von 30 Monaten nach Bekanntwerden der Referenzwertüberschreitung erfolgt 
sein. 
Wird danach weiterhin der Referenzwert überschritten, sind die betroffenen Arbeitsplät-
ze beim Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG), Referat 54 - 
Strahlenschutz - Altlasten, Radon, Notfallschutz anzumelden.  
 
Alle weiterführenden Informationen sind unter www.radon.sachsen.de bzw. 
https://www.strahlenschutz.sachsen.de/radon-an-arbeitsplaetzen-in-innenraeumen-
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30730.html nachzulesen. Des Weiteren informiert ein Faltblatt Arbeitsplatzverantwortli-
che über die Pflichten zum Schutz vor Radon an Arbeitsplätzen in Innenräumen und 
welches Vorgehen dabei zu beachten ist 
(https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/36105). 
 
Bei Fragen zum Schutz vor Radon an Arbeitsplätzen wenden Sie sich bitte an das 
Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG) 
 
Referat 54: Strahlenschutz - Altlasten, Radon, Notfallschutz: 

 Söbrigener Straße 3a, 01326 Dresden Pillnitz 

 Telefon:  (0351) 2612-5414 
Telefax:  (0351) 2612-5399 
E-Mail:  jeanette.honolka@smul.sachsen.de  
Internet:  www.lfulg.sachsen.de   

 
2.3 Allgemeine Hinweise zum Radonschutz 
 

- Planungshilfe für Neu- und Bestandsbau-
https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/26126) sind die Möglichkeiten zum 

Radonschutz praxisnah erläutert. Diese Broschüre können Sie kostenlos herunterla-
den. 
 
Bei Fragen zu Radonvorkommen, Radonwirkung und Radonschutz wenden Sie sich 
bitte an die Radonberatungsstelle des Freistaates Sachsen: 
 
Staatliche Betriebsgesellschaft für Umwelt und Landwirtschaft - Radonberatungsstelle: 

 Dresdner Straße 183, 09131 Chemnitz 

 Telefon:  (0371) 46124-221 
Telefax:  (0371) 46124-299 
E-Mail:  radonberatung@smul.sachsen.de 
Internet:  www.smul.sachsen.de/bful 

https://www.bful.sachsen.de/radonberatungsstelle.html    
Beratung werktags per Telefon oder E-Mail; zusätzlich besteht die Möglichkeit 
einer Vereinbarung individueller persönlicher Beratungstermine. 

 
 
3 Geologie 
 
3.1 Hinweise 
 
3.1.1 Geologisch-hydrogeologische Verhältnisse 
Aus geologischer Sicht sind nach [4] im südlichen Plangebiet um die Teiche herum 
oberflächig weichselkaltzeitliche Solifluktionsdecken aus Gehängelehm und Hangschutt 
zu erwarten. Im Bachtälchen, welches die Teiche verbindet, kam es laut geologischer 
Karte noch nicht zur Ablagerung von Bachauensedimenten. Diese setzen im weiteren 
Bachverlauf südöstlich außerhalb des Plangebietes ein. Das natürliche geologische 
Profil wird zuoberst durch Mutterboden abgeschlossen. 
 
Unterhalb dieser Quartärbildungen und oberflächennah im nördlichen Plangebiet ste-
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hen Zweiglimmerparagneise aus der Zeit des Paläozoikum an. Im Gneis sind geologi-
sche Störungszonen mit WNW-OSO- und ONO-WSW-Verlauf bekannt. Die Gneise 
liegen an ihrer Oberfläche sowie in Störungsbereichen verwittert bis zersetzt vor und 
weisen hier Lockergesteinseigenschaften auf.  
 
Die Talaue wirkt aus hydrogeologischer Sicht als lokale Druckentlastungszone. Hier 
kommt es in den rolligen fluviatilen Sedimenten zur Ausbildung eines lokalen (Poren-) 
Grundwasserleiters, in dem ein zusammenhängender Grundwasserhorizont zu erwar-
ten ist. In Abhängigkeit von Niederschlagsereignissen, Tauperioden bzw. der Wasser-
führung im Vorfluter, ist im Talgrundwasserleiter mit temporär wechselhaften, häufig 
flurnahen oder flurgleichen Grundwasserständen sowie je nach Niederschlagssituation 
mit einem verstärkten Grundwasserzustrom zu rechnen. Zudem sind bei flächenhafter 
lehmiger Überdeckung gespannte Grundwasserverhältnisse möglich. 
Nördlich der Teiche ist oberflächennahes Grundwasser aus dem Zwischenabfluss im 
Hangschutt bzw. in der rolligen Verwitterungszone des Gneises zu erwarten. Der Zwi-
schenabfluss folgt der Geländemorphologie in Richtung natürlicher Vorfluter. Das Talg-
rundwasser und der oberflächennahe Grundwasserabfluss (Zwischenabfluss) unterlie-
gen jahreszeitlichen und witterungsbedingten Schwankungen. Eine verstärkte Grund-
wasserführung ist insbesondere während der Tauperiode im Frühjahr oder nach nie-
derschlagsreichen Perioden zu erwarten. 
Das unverwitterte Festgestein stellt einen Kluftgrundwasserleiter dar, in welchem 
Grundwasser diskret auf hydraulisch wirksamen Kluft- und Störungsbereichen zirkuliert.  
 
3.1.2 Baugrunderkundung 
Für Neubaumaßnahmen werden der Bauherrschaft zu einer sicheren Planung und zur 
Reduzierung des Baugrundrisikos standortkonkrete und auf die Bauaufgabe ausgerich-
tete Baugrunduntersuchungen nach DIN 4020 bzw. DIN EN 1997-2 empfohlen. Für 
eine wirtschaftlich und bautechnisch sinnvolle Planung, Ausschreibung und Bauausfüh-
rung sind Kenntnisse zum Baugrund, seiner Tragfähigkeit, den Grundwasserverhältnis-
sen, der Standsicherheit, der Ausweisung von Homogenbereichen hinsichtlich der ge-
wählten Bauverfahren und zu Kennwerten notwendig. Die geplanten Neubaumaßnah-
men sollten nach DIN EN 1997 einer geotechnischen Kategorie zugeordnet werden, 
um den notwendigen Umfang an Erkundungsmaßnahmen und zu erbringenden Nach-
weisen einzugrenzen. 
 
3.1.3 Regelungen des Geologiedatengesetzes (GeolDG) 
Geologische Untersuchungen wie Baugrundbohrungen sind dem LfULG spätestens 
zwei Wochen vor Beginn anzuzeigen (vgl. § 8 GeolDG). Für diese Anzeigen empfehlen 
wir, das Online-Portal ELBA.SAX zu nutzen. Spätestens drei Monate nach dem Ab-
schluss der geologischen Untersuchung sind die dabei gewonnenen Bohrprofile und 
Laboranalysen und spätestens sechs Monate nach dem Abschluss sind Bewertungsda-
ten wie Einschätzungen, Schlussfolgerungen oder Gutachten an unsere Einrichtung zu 
übergeben (vgl. § 9, 10 GeolDG). 
 
3.1.4 Erosionsabflussbahn 
In der weiteren Planung empfehlen wir die Lage einer lokal begrenzten Oberflächen-
wasserabflussbahn zu berücksichtigen, die als erosionsgefährdet gilt. Diese entsteht 
östlich des großen Teiches, ist nach in Ost gerichtet und überlagert sich mit dem Bach-
lauf. Bei starken oder langanhaltenden Niederschlägen besteht für diesen kartierten 
Bereich eine potenzielle Gefährdung durch Abtrag oder Umlagerung von Lockermas-
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sen. Dieser Bereich kann unter der URL 
www.umwelt.sachsen.de/umwelt/boden/33144.htm recherchiert werden. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
gez. 
Doreen Brandl 
Sachbearbeiterin Grundsatzangelegenheiten                                                                                                                               
 
Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist auch ohne Unterschrift gültig. 
 



Stellungnahme zum Bauvorhaben 
Gemarkung Unterwiesenthal, Gde. Kurort Oberwiesenthal, Erzgebirgs-
kreis, Bebauungsplan "Emil-Riedel-Straße/An den Teichen" 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Zusendung der Planunterlagen zu o.g. Vorhaben. Das Lan-
desamt für Archäologie bittet in seiner Eigenschaft als Fachbehörde um die 
Aufnahme der nachstehenden Auflagen, Gründe und Hinweise. 

Auflagen: 
Das Landesamt für Archäologie ist vom exakten Baubeginn (Erschließungs-, 
Abbruch-, Ausschachtungs- oder Planierarbeiten) mindestens drei Wochen 
vorher zu informieren. Die Baubeginnsanzeige soll die ausführenden Firmen, 
Telefonnummer und den verantwortlichen Bauleiter nennen. 
Das Landesamt für Archäologie weist darauf hin, dass das Vorhaben in einem 
archäologischen Relevanzbereich liegt (u.a. historische Bergbaurelikte sowie 
Meiler; frühneuzeitliche Einzelsiedlung [D-11260-03]). Im Zuge der Erdarbeiten 
können sich archäologische Untersuchungen ergeben. Bauverzögerungen 
sind dadurch nicht auszuschließen. Den mit den Untersuchungen beauf-
tragten Mitarbeitern ist uneingeschränkter Zugang zu den Baustellen und jede 
mögliche Unterstützung zu gewähren. Die bauausführenden Firmen sind be-
reits in der Ausschreibung davon zu informieren. 

Gründe: 
1. Die Genehmigungspflicht für das o.g. Vorhaben ergibt sich aus § 14 

SächsDSchG. Danach bedarf der Genehmigung der Denkmalschutzbe-
hörde, wer Erdarbeiten etc. an einer Stelle ausführen will, von der bekannt 
oder den Umständen nach zu vermuten ist, dass sich dort Kulturdenkmale 
befinden.  

2. Die archäologische Relevanz des Vorhabenareals belegen zahlreiche ar-
chäologische Kulturdenkmale aus dem direkten Umfeld, die nach § 2 
SächsDschG Gegenstand des Denkmalschutzes sind. 

3. Im direkten Umfeld des Bebauungsplans sind vereinzelte Bergbauspuren 
und Meilerstandorte im DGM erkennbar - siehe Kartierung (Kartie-
rung_Montane Relikte.jpeg). 

Dieses Schreiben stellt keine denkmalschutzrechtliche Genehmigung dar. 
Diese ist bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde rechtzeitig ein-
zuholen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Christiane Hemker 
Referatsleiterin Südwestsachsen  

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist auch ohne Unterschrift gültig. 
D/UD Erz 

Büro für Städtebau GmbH Chemnitz 
Leipziger Straße 207 
09114 Chemnitz 

LANDESAMT FÜR ARCHÄOLOGIE SACHSEN 
Zur Wetterwarte 7 | 01109 Dresden 

Ihr Ansprechpartner 
Dr. Christiane Hemker 
 
Durchwahl 
Telefon +493518926673 
Telefax +493518926999 
 
e-Mail 
Christiane.Hemker@ 
lfa.sachsen.de* 
 
Ihr Zeichen 
Fa 
 
Ihre Nachricht vom 
28.07.2021 
 
Aktenzeichen 
(bitte bei Antwort angeben) 
2-7051/67/527-2021/22723 
 
Dresden, 
10.08.2021  
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Zur Wetterwarte 7 
01109 Dresden 
 
www.archaeologie.sachsen.de 
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Deutsche Bundesbank 
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Klotzsche 
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Stadtverwaltung Kurort Oberwiesenthai 
Markt 8 
09484 Kurort Oberwiesenthai 

P ost e inga n g 
S tad t ve r-wa llung 

Ku r ort Oberwiese n tl"1al 

29, Juli 2022 
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C~PlANUNGSVERBAND 
REGION CHEMNITZ 

Körperschaft des öffentlichen Rechts 

Verbandsgeschäftsstelle 

Datum: 25. Juli 2022 
Bearbeiter: Fr. Peters 
Telefon: (0375) 289 405 23 
E-Mail: claudia.peters@pv-rc.de 
Ihre Nachricht vom: 
Ihre Zeichen: 

~E~in~.b~e~Sat.ngsp~~~~~~~ Vorhabenbezogener • " -Straße/An den Teichen" der Stadt Kurort 
Oberwiesenthai 

Stellungnahme des Planungsverbandes Region Chemnitz im Rahmen der Beteiligung Trä­
ger öffentlicher Belange nach § 4 (2) Baugesetzbuch (BauGB) 

Dem Schreiben der Büro für Städtebau GmbH Chemnitz vom 1. Juli 2022 1agen folgende Unterlagen bei: 
Entwurf der Planzeichnung mit textlichen Festsetzungen vom Mai 2022 
Begründung des Entwurfs vom Mai 2022 
Umweltbericht vom 5. Mai 2022 mit 3 Anlagen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Planungsverband Region Chemnitz wurde mit o. g. Schreiben um Stellungnahme zum Ent­
wurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Emil-Riedel-Straße/An den Teichen" der Stadt 
Kurort Oberwiesenthai gebeten. 

Sachverhalt 
Die Stadt Kurort Oberwiesenthai plant die Erschließung eines Sondergebietes Erholung für eine 
Ferienhaus- und Appartementanlage auf den Flurstücken 401 /6 !W., 401 /7, 401 /8, 401 /9, 401 /10 
und 401 /11 !w. der Gemarkung UnterwiesenthaI. Der Geltungsbereich umfasst ca. 2,1 ha, wo­
von nur der nördliche Teil bebaut werden soll. Im südlichen Teil ist geplant, die bestehenden 
Gewässer und Grünflächen zu erhalten. Nachdem im Vorentwurf noch eine zweireihige Bebau­
ung mit innerer Erschließung geplant war, wird jetzt im Entwurf auf die zweite Reihe verzichtet 
und die Bebauung soll nur noch in einer Reihe entlang der Emil-Riedel-Straße erfolgen. Das 
Plangebiet befindet sich südlich der Emil-Riedel-Straße 50 gegenüber des Jens Weißflog Hotel. 
Im gemeinsamen Flächennutzungsplan der Gemeinden Sehmatal, Bärenstein, Königswalde 
und der Stadt Kurort Oberwiesenthai werden innerhalb des Geltungsbereiches des vorhaben­
bezogenen Bebauungsplanes Flächen für die Landwirtschaft dargestellt. Es ist geplant, den Flä­
chennutzungsplan im Parallelverfahren zu ändern. 

2019 erfolgte eine Voranfrage der Stadt Kurort Oberwiesenthai zur geplanten Bebauung als 
Wohngebiet oder als Ferienhausgebiet. Zur Überplanung des Geltungsbereiches als Wohnge­
biet im beschleunigten Verfahren wurden seitens des Planungsverbandes Region Chemnitz Be­
denken geäußert. Die Nutzung als Ferienhausgebiet wurde aufgrund der für den Kurort festge­
legten besonderen Gemeindefunktion "Tourismus" nicht ausgeschlossen, sofern die Belange 
von Naturschutz und Landschaftspflege geklärt werden können. 

Hausanschrlh 
Planunlsve, band ReBion ehernnitz 
Ve,b,l'Idsl.schlifUJtelle 
Werdauer Strilßa 62 
08056 Zwlekau 

Postfachansc:hrlft 
wie Hausanschrift 

Kontakt 
Telefon !017Sj28" 405 0 
Telefa~ !0375) 289 405 90 
E-Mail .info@pv-rc.de 
Internet www.pv-rc:.de 
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landkre is Mittelsachsen 
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Zum Vorentwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (Stand: Juni 2021) konnte auf­
grund der noch ungeklärten naturschutzfachlichen Aspekte, basierend auf der Stellungnahme 
des Planungsverbandes Region Chemnitz vom 29. November 2019 zur Voranfrage, noch keine 
abschließende regionalplanerische Stellungnahme abgegeben werden. 

Beurteilungsgrundlagen 
Beurteilungsgrundlage für das Vorhaben ist der in Kraft getretene Regionalplan Chemnitz-Erz­
gebirge (SächsABI Nr. 31 /2008 vom 31 . Juli 2008) einschließlich der 1. Teilfortschreibung Regi­
onale Vorsorgestandorte (SächsABI Nr. 44/2004 vom 28. Oktober 2004) und der 2. Teilfort­
schreibung Windenergienutzung (SächsABI Nr. 42/2005 vom 20. Oktober 2005). 

Weitere Beurteilungsgrundlagen sind der durch die Verbandsversammlung des Planungsver­
bandes am 4. Mai 2021 für die öffentliche Auslegung und Beteiligung gemäß § 9 (3) Raumord­
nungsgesetz (ROG) in Verbindung mit § 6 des Gesetzes zur Raumordnung und Landesplanung 
des Freistaates Sachsen beschlossene Entwurf des Regionalplanes Region Chemnitz und der 
durch die Verbandsversammlung des Planungsverbandes am 1. Juli 2021 zur Unterrichtung der 
berührten öffentlichen Stellen und der Öffentlichkeit gemäß § 9 (1) ROG und § 8 ROG beschlos­
sene Entwurf des Sachlichen Teilregionalplans Wind; Regionales Windenergiekonzept. 

Die im Entwurf des Regionalplanes Region Chemnitz enthaltenen Ziele sind entsprechend 
§ 3 (1) Nr. 4 ROG in Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung und somit als sonstige Er­
fordernisse der Raumordnung nach § 4 (1) ROG in Abwägungs- oder Ermessensentscheidun­
gen zu berücksichtigen. 

Regionalplanerische Beurteilung 
Aus regionalplanerischer Sicht bestehen gegen die vorgelegte Planung keine Bedenken. 
Resümierend kann festgestellt werden, dass mit der Entwurfsfassung nunmehr die Belange der 
Regionalplanung hinsichtlich der naturschutzfachlichen Aspekte hinreichend Berücksichtigung 
finden. 
Alle alternativ geplanten Ausgleichsflächen stehen nicht im Widerspruch mit regionalplaneri­
schen Festlegungen. Abstimmungen mit der unteren Naturschutzbehörde sind bezüglich der 
Auswahl und Verwirklichung der verschiedenen Handlungsoptionen erforderlich. 

Folgende Hinweise zu redaktionellen Korrekturen der Begründung werden gegeben: 

In Tabelle 2 der Begründung ist zu korrigieren, dass lediglich der zur Bebauung vorgesehene 
Bereich innerhalb der Entwicklungszone des Naturparks ErzgebirgeNogtiand liegt, nicht jedoch 
der gesamte Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. 

Unter Ziffer 3.2 auf Seite 12 der Begründung wird bzgl. der Festlegung des Vorbehaltsgebietes 
Natur und Landschaft (Arten- und Biotopschutz) gemäß Karte 2 "Raumnutzung" des Regional­
planes Chemnitz-Erzgebirge bzw. des gemäß Karte 1.1 des Entwurfs des Regionalplanes Re­
gion Chemnitz fälschlicherweise "der westliche Teil des Plangebietes" benannt. Es handelt sich 
dabei jedoch um den östlichen Teil des Plangebietes. 

Hinsichtlich der Ausführungen unter Ziffer 3.2 auf Seite 12 der Begründung zu Karte 12 "Gebiete 
mit besonderer avifaunistischer Bedeutung" des RPL-E-RC ist die Kartennummer zu ergänzen . 

Die Ausführungen zu Karte § "Kulturlandschaftsschutz" des RPL-E-RC sind unter Ziffer 3.2 auf 
Seite 12 der Begründung hinsichtlich der Regional bedeutsamen landschaftsbildprägenden Er­
hebung der Rücken/Riedel/Höhezug "Hoch lagen am Fichtelberg mit Eisenberg" zu ergänzen . 

Auf die gesonderte Stellungnahme zur 3. Änderung des Flächennutzungsplanes wird hingewie­
sen . 
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Verfahrens hinweis 
Die Stellungnahme ergeht ausschließlich aus Sicht der Regionalplanung . Im Hinblick auf die 
sich im Übrigen aus § 2 ROG und dem Landesentwicklungsplan Sachsen ergebenden Erforder­
nisse der Raumordnung wird auf die Stellungnahme der Landesdirektion Sachsen als Raum­
ordnungsbehörde verwiesen. 

Zu gegebener Zeit ist der Planungsverband Region Chemnitz schriftlich über das Ergebnis der 
Abwägung und die Bekanntmachung der Satzung zu informieren bzw. erneut am Verfahren zu 
beteiligen. 

Für Fragen steht Ihnen die Verbandsgeschäftsstelle des Planungsverbandes Region Chemnitz 
gern zur erfügung. 

Mit eundlichen Grüßen 

Kropop 
Leiter der Verbandsgeschäftsstelle 
i. A. des Vorsitzenden des 
Planungsverbandes Region Chemnitz 

Verteiler 
Landesdirektion Sachsen, Ref. 34 
LRA Erzgebirgskreis 
Büro für Städtebau GmbH Chemnitz 



                                                                                                                                 

__

__

__

Sprechzeiten Kontakt Bankverbindung
Mo, Fr 08:00 12:00 Uhr Telefon 03733 831-0 Erzgebirgssparkasse
Di 08:00 18:00 Uhr Telefax 03733 22164 IBAN DE30 8705 4000 3318 0029 67
Do 08:00 16:00 Uhr E-Mail info@kreis-erz.de BIC WELADED1STB

Die Zugangsvoraussetzungen für elektronisch signierte und verschlüsselte elektronische Nachrichten finden Sie unter www.erzgebirgskreis.de.
Ihre Informationsrechte nach Art. 13 Datenschutzgrundverordnung finden Sie unter www.erzgebirgskreis.de/datenschutz.

Landratsamt Erzgebirgskreis · Paulus-Jenisius-Str. 24  ·  09456 Annaberg-Buchholz

30010 Abteilung 3 Umwelt, Verkehr und Sicherheit
Stabsstelle Kreisentwicklung

Bearbeiter/in: Frau Vogl
Dienstgebäude: Paulus-Jenisius-Straße 24

09456 Annaberg-Buchholz
Zimmer-Nr.: A1.35
Telefon: 03733 831-1048
Telefax: 03733 831-1057
E-Mail: Mandy.Vogl@kreis-erz.de
Ihre Zeichen: Fa
Ihre Nachricht: 28.07.2021
Unsere Zeichen: 614.522-21(242)-30010(vl)
Datum: 06.09.2021

Stadt Kurort Oberwiesenthal
Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Emil-Riedel-Straße / An den Teichen"
Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB zum Vorentwurf
hier: Abgabe einer Stellungnahme

Bezug: - Anschreiben des beauftragten Planungsbüros vom 28.07.2021
- Planzeichnung und Begründung Stand: 06/2021
- Planunterlagen in digitaler Form

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Stadtrat der Stadt Oberwiesenthal hat in seiner Sitzung am 07.07.2020 die Aufstellung des o. g. 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes beschlossen. 

Zur Ergänzung des Beherbergungsangebotes sollen im Rahmen von zwei Sondergebieten, die im 
Flächennutzungsplan derzeit als Landwirtschaftsfläche ausgewiesen sind, qualitativ hochwertige 
und barrierearme Ferienhäuser bzw. Ferienwohnungen errichtet werden. Im südlichen Teil des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes, wo sich die Teiche befinden, soll eine private Grünfläche 
ausgewiesen werden. 
Vorhabenträger ist die Familie Anke, Sven, Katie und Eric Ehmer aus Oberwiesenthal. Das 
Plangebiet umfasst eine Fläche von ca. 2,1 ha. 
Der Flächennutzungsplan soll im Parallelverfahren geändert werden.

Mit Schreiben vom 28.07.2021 des beauftragten Planungsbüros wurde das Landratsamt Erzge-
birgskreis um Stellungnahme gebeten. 

Das Landratsamt Erzgebirgskreis gibt als beteiligte Behörde zum o. g. Vorentwurf nach § 4 
Abs. 1 BauGB folgende Stellungnahme ab und bittet um Beachtung im weiteren Verfahren:

Büro für Städtebau GmbH Chemnitz
Leipziger Straße 207
09114 Chemnitz
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Baurecht  
Bearbeiter: Frau Altrichter    Tel.: 03733 831-4173 
 
Die Stadt Kurort Oberwiesenthal beabsichtigt die Flurstücke 401/6, 401/7, 401/8, 401/9, 401/10 und 
401/11 der Gemarkung Unterwiesenthal als Sondergebiet Erholung zu entwickeln.  
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan soll im Regelverfahren nach § 3 bzw. § 4 Baugesetzbuch 
(BauGB) aufgestellt werden. Durch die Planung wird eine insgesamt 2,1 ha große, derzeit noch 
landwirtschaftlich genutzte Fläche, überplant.  
  
Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan ist die Fläche als landwirtschaftliche Fläche bzw. die 
Teiche als Wasserfläche dargestellt. 
Der Flächennutzungsplan soll im Parallelverfahren entsprechend § 8 Abs. 3 Satz 1 BauGB geändert 
werden.  
 
Die Anforderungen des § 12 BauGB an einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind ausnahms-
los zu erfüllen. 
Der Vorhabenträger muss sich zur Durchführung des Vorhabens und der Erschließungsmaß-
nahmen innerhalb einer bestimmten Frist und zur Tragung der Planungs- und Erschließungskosten 
ganz oder teilweise vor dem Satzungsbeschluss nach § 12 Abs. 1 BauGB verpflichten (Durch-
führungsvertrag). 
Neben dem Nachweis über die Verfügbarkeit der Planungsflächen muss der Investor auch seine 
finanzielle Leistungsfähigkeit zur Realisierung des Vorhabens gegenüber der Stadt belegen. 
 
Der vorliegende Vorentwurf wurde als bebauungsplanähnliche Form erstellt und folgt somit dem 
Festsetzungskatalog des § 9 BauGB in Verbindung mit der Baunutzungsverordnung sowie der Plan-
zeichenverordnung.  
Die Festsetzungen zur Anzahl der Vollgeschosse sowie der maximalen Traufhöhe sollten aus 
städtebaulicher Sicht, insbesondere in Hinblick auf die exponierte und landschaftlich sensible 
Lage, überdacht werden. Dies gilt ebenso für die Festsetzung zur Grundflächenzahl auch unter 
dem Aspekt einer naturverträglichen Erholungsnutzung und im Verhältnis zu einer Wohnnutzung.
 
Die verwendeten Rechtsgrundlagen sind zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses in der aktuellen 
Fassung anzugeben. 
 
Denkmalschutz 
Bearbeiter: Herr Nicklaus     Tel.: 03733 831-4160 
 
Zum o. g. Vorhaben bestehen aus denkmalpflegerischer Sicht keine grundsätzlichen Einwände. 
 
Das geplante Vorhaben liegt in einem archäologischen Relevanzbereich mit der vom Landesamt 
für Archäologie Sachsen registrierten Nummer:  
D-11260-03 (Einzelsiedlung 17.Jh - Rotes Vorwerk). 
 
Im Zuge von Erdarbeiten ergibt sich für das geplante Vorhaben eine denkmalschutzrechtliche 
Genehmigungspflicht nach § 14 Sächsisches Denkmalschutzgesetz (SächsDSchG). 
 
Zuständig ist die Untere Denkmalschutzbehörde des Landratsamtes Erzgebirgskreis. 
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Flurneuordnung 
Bearbeiter: Herr Drechsel     Tel.: 03735 601-6272 
 
Zu oben genanntem Vorhaben bestehen keine Einwände. 
 
Vermessung 
Bearbeiter: Frau Wiards     Tel.: 03733 831-4234 
 
Zu oben genanntem Vorhaben bestehen keine Einwände. 
 
Die Bezeichnungen der Flurstücke im Plangebiet und ihre Darstellung entsprechen dem aktuellen 
Katasterstand.  
 
Es soll folgender Verfahrensvermerk verwendet werden: 
 
Die Bezeichnung und graphische Darstellung der Flurstücke betreffs ihrer Übereinstimmung mit 

 
Die Lagegenauigkeit der zeichnerischen Darstellung wird nicht bestätigt. 
 
Landratsamt  
Erzgebirgskreis        
Annaberg-    Siegel    
         Referatsleiter/in 
 
Immissionsschutz 
Bearbeiter: Frau Böttcher     Tel.: 03735 601-6127 
  Herr Rösch               03735 601-6129 
 
Aus fachlicher Sicht bestehen keine Bedenken zum Bebauungsplan für eine Ferienhaus- und 
Appartmentanlage. 
 
Das geplante Sondergebiet für Erholung schließt sich den bestehenden gleichartigen Sonderge-
bieten im Norden und Westen an. Somit bestehen keine immissionsschutzrechtlichen Nutzungs-
konflikte. 
 
Schädliche Umwelteinwirkungen sind beim künftigen Betrieb der Ferienhaus- und Appartment-
anlage nicht zu erwarten. 
 
Abfallrecht/Altlasten/Bodenschutz 
Bearbeiter: Frau Buhlig     Tel.: 03735 601-6130 
 
Es sind folgende Hinweise zu beachten: 
 
Auf eine potentielle Bodenerosionsgefährdung durch Wasser wurde bereits hingewiesen. Diesem
Umstand ist planungsseitig Rechnung zu tragen. Eine Gefährdung ist grundsätzlich nicht nur für 
Ackerflächen gegeben. Auf den Schutz von unterliegenden Grundstücken vor Ab- und Aus-
spülungen ist zu achten. 
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Mit Grund und Boden ist sparsam und schonend umzugehen. Bodenversiegelungen sind auf das 
notwendige Maß zu beschränken. Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen 
seiner natürlichen Funktion so weit wie möglich vermieden werden. 
 
Anfallender Mutterboden (humoser Oberboden) ist im vollen Umfang zu gewinnen, im nutzbaren 
Zustand zu erhalten und funktionsgerecht zu verwerten (§ 1 Bundes-Bodenschutzgesetz). 
 
Nach Prüfung der derzeitigen Aktenlage sind keine Altlastenverdachtsflächen auf der beplanten 
Fläche im Sächsischen Altlastenkataster erfasst. 
 
Zeigen sich im Rahmen der geplanten Tiefbaumaßnahme organoleptische Auffälligkeiten (Aus-
sehen, Geruch) im Boden, sind diese gemäß § 13 Abs. 3 des Sächsisches Kreislaufwirtschafts- und 
Bodenschutzgesetz unverzüglich dem Referat Umwelt und Forst, SG Abfallrecht, Altlasten, Boden-
schutz im Landratsamt Erzgebirgskreis anzuzeigen. Über notwendige Maßnahmen wird standort-
bezogen entschieden. 
 
Forst 
Bearbeiter: Frau Bergelt     Tel.: 03735 601-6300 
 
Aus forstrechtlicher Sicht bestehen keine Einwände gegen den o. g. Bebauungsplan. 
 
Das Baufeld für die geplanten Gebäude befindet sich in ausreichend großem Abstand zu den 
nordwestlich und nordöstlich angrenzenden Wäldern, so dass die Bestimmungen des § 25 Abs. 3 
Sächsisches Waldgesetz zum gesetzlich geforderten Mindestwaldabstand eingehalten werden.
 
Naturschutz 
Bearbeiter: Herr Howe     Tel.: 03735 601-6201 
 
Der geplante Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes befindet sich in der 

Weitere dem 
Naturschutzrecht unterliegende Schutzgebiet sind nicht betroffen.   
 
Ferner befinden sich im geplanten Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
folgende gesetzlich geschützte Biotope:  
 
- Weiden-, Moor- und Sumpfgebüsch (§ 30 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) 
- Naturnahes, ausdauerndes Kleingewässer (§ 30 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 BNatSchG)  
- Verlandungsbereich stehender Gewässer (§ 30 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 BNatSchG)  
- Bergwiese (§ 30 Abs. 2 S. 2 BNatSchG i.V. m. § 21 Abs. 1 Nr. 1 SächsNatSchG)  
  
Weiterhin stellt der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes u. a. einen 
Relevanzbereich für folgende besonders geschützte Tierarten dar:  
 
- Braunkehlchen  
- Karmingimpel  
- Wachtelkönig   
- Wiesenpieper  
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Durch den Vorhabenträger wurde eine Planzeichnung mit Begründung (Stand 06/2021), ein 
Umweltbericht (Stand 28.06.2021) und ein Artenschutzfachbeitrag (Stand 28.06.2021) vorgelegt.  
 
1. Eingriffsbewertung  
  
Die Ausweisung des geplanten vorhabenbezogenen Bebauungsplanes erfüllt den Eingriffstatbe-
stand gemäß § 14 BNatSchG in Verbindung mit § 9 Abs. 1 Nr. 2, 4 und 9 Sächsisches Naturschutz-
gesetz (SächsNatSchG). Der Eingriff erfolgt in das Schutzgut Boden, in Form der dauerhaften Ver-
siegelung von bisher unbebauten Flächen, in das Schutzgut Landschaft, in Form der Veränderung 
des Landschaftsbildes, in das Schutzgut Flora, in Form der Beseitigung der vorhandenen Vege-
tation und in das Schutzgut Fauna, in Form des Entzugs vorhandenen Lebensraums.  
  
Folglich ist hier die Eingriffsregelung gem. §§ 15 bis 17 BNatSchG anzuwenden.   
  
Gemäß § 15 Abs. 1 BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffes verpflichtet, vermeidbare Beein-
trächtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Beeinträchtigungen sind vermeidbar, 
wenn zumutbare Alternativen, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder 
mit geringeren Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu erreichen, gegeben sind. Soweit 
Beeinträchtigungen nicht vermieden werden können, ist dies zu begründen. 
 
In der vorgelegten Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird auf Seite 15 die 
durchschnittliche Auslastung der angebotenen Betten im Verhältnis zu den Beherbergungsein-
richtungen aufgeführt. Für 2019 wird eine durchschnittliche Auslastung von ca. 49 % angeben. In 
der Begründung zum Anlass und Erforderlichkeit der Planaufstellung ab Seite 17 erfolgt keine 
Berücksichtigung der durchschnittlichen Auslastung der angebotenen Betten. Wird dies in die 
Berücksichtigung der Notwendigkeit mit einbezogen, müsste detaillierter dargelegt werden, 
warum das vorhandene Potential der nicht ausgelasteten Betten (2019 ca. 51 %) nicht genutzt 
werden kann. Aussagen diesbezüglich sind in der Planungsunterlage zu ergänzen. 
  
Auf Seite 19 wird angeführt, dass bei -Variante ein Fortbestehen 
der aktuellen Nutzung zur Folge hätte. Das touristische Angebot der Stadt würde - zumindest inso-
weit  
keinen negativen Auswirkungen auf das touristische Angebot der Stadt Oberwiesenthal kommen 
würde. Ferner wird angeführt, dass eine Renaturierung der Flächen im südlichen Teil nicht statt-
finden würde. Unerwähnt bleibt aber hier auch, dass es bei Verzicht der Planung zu keinen erheb-
lichen Beeinträchtigungen von Biotopen, Landschaft sowie Pflanzen- und Tierarten kommen 
würde.  
  
Die eigentliche Eingriffsbewertung erfolgt im vorgelegten Umweltbericht.   
  
Der Umweltbericht führt ab Seite 6 die Beschreibung der Planung sowie die Umweltschutzziele aus 
den Fachgesetzen und deren Berücksichtigung auf. Die Ziele des Naturschutzes werden dabei nicht 
ausführlich dargelegt. Beispielhaft ist hier der § 1 Abs. 5 S. 1 BNatSchG anzuführen, nachdem 
großflächige, weitgehend unzerschnittene Landschaftsräume vor weiterer Zerschneidung zu 
bewahren sind.    
  
Ab Seite 16 werden die betroffenen Schutzgüter und die Auswirkungen des Vorhabens auf diese 
aufgeführt. Eine Beschreibung der Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf das Schutzgut 
Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt fehlt völlig. In der eingereichten Unterlage wird aufgeführt, 
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Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter zu. Ferner werden mögliche Wechselwirkungen nicht 
dargelegt. Die Entwicklungsprognose des Umweltzustandes ohne Umsetzung der Planung fehlt 
ebenfalls. Diese Angaben sind umfassend zu ergänzen.    
  
Eine vollumfassende Prüfung der betroffenen Schutzgüter und eine Bewertung der Auswirkungen 
auf diese durch das geplante Vorhaben ist damit zum derzeitigen Zeitpunkt nicht möglich.  
  
Unter dem Punkt 1.7 erfolgt eine Bewertung des Eingriffs sowie der Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen. Die vorgelegte Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung ist unvollständig. Es erfolgt keine Gegen-
überstellung des Ausgangs- und Endzustandes. Weiterhin fehlt eine Bilanzierung des/r funktions-
bezogenen Verlustes/Minderungen. Auf Seite 49 des Umweltberichtes wird aufgeführt, dass die 
erläuternden Berechnungen in der aktuellen Handlungsempfehlung teilwiese nicht plausibel 
wären und derzeit eine forschend begleitende Überarbeitung der Handlungsempfehlung statt-
finden würde. Eine nähere Begründung, warum die Berechnung der aktuellen Handlungs-
empfehlung nicht plausibel sei, erfolgt seitens des Planungsbüros nicht. Seitens des Planungs-
büros ist aufzuführen, warum die Berechnung nicht plausibel ist.  
 
An dieser Stelle wird angemerkt, dass sich es bei der überarbeiteten Fassung um einen Zwischen-
stand handelt. Ferner liegt seitens des Sächsisches Staatsministeriums für Energie, Klimaschutz, 
Umwelt und Landwirtschaft keine Anweisung oder Empfehlung vor, dass die überarbeitete 
Fassung der Handlungsempfehlung anzuwenden ist und die alte Fassung keine Anwendung mehr 
finden soll (vgl. https://www.natur.sachsen.de/eingriffsregelung-handlungsempfehlung-
8109.html). Daher ist hier weiterhin die Handlungsempfehlung zur Bewertung und Bilanzierung 
von Eingriffen im Freistaat Sachsen aus dem Jahr 2003 anzuwenden.  
  
Gemäß § 17 Abs. 4 BNatSchG sind vom Verursacher eines Eingriffs zur Vorbereitung der Ent-
scheidungen und Maßnahmen zur Durchführung des § 15 in einem nach Art und Umfang des 
Eingriffs angemessenen Umfang die für die Beurteilung des Eingriffes erforderlichen Angaben zu 
machen, insbesondere über die vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung, zum Ausgleich und 
zum Ersatz der Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft einschließlich zur Verfügbarkeit der 
für Ausgleich und Ersatz benötigter Flächen. 
 
Die notwendigen Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen, Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen sowie grünordnerische Festsetzungen, als auch Hinweise zur Überwachung (Monitoring), 
fehlen völlig. Auch eine Zusammenfassung des Umweltberichtes ist nicht vorhanden.  
  
Mit der vorliegenden Unterlage kann zum derzeitigen Zeitpunkt keine vollumfängliche Bewertung 
und Beurteilung des Eingriffs in Natur und Landschaft vorgenommen werden. Ferner kann nicht 
überprüft werden, ob die vorgesehenen Vermeidungs-, Minimierungs- und Kompensationsmaß-
nahmen ausreichend, zweckmäßig und zielführend sind, um den Eingriff zu minimieren bzw. zu 
kompensieren.  
 
Es sind umfangreiche Ergänzungen des vorliegenden Umweltberichtes vorzunehmen:  
 
- ausführliche Beschreibung und Bewertung der Auswirkungen auf die Schutzgüter  
 

- Aufführung und Beschreibung der erforderlichen Vermeidungs-, Minimierungs- und
Kompensationsmaßnahmen   
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- Aufführung und Beschreibung der grünordnerischen Festsetzungen sowie der Hinweise zur 
Überwachung (Monitoring) 

 
2. Biotopschutz  
 
Im Umweltbericht wird die Betroffenheit von vier gesetzlich geschützten Biotopen aufgeführt. 
Diese wurden bereits im Vorfeld benannt, daher wird an dieser Stelle auf diese Auflistung ver-
wiesen. Eine Bewertung der Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf diese gesetzlich geschüt-
zten Biotope erfolgt in der vorgelegten Unterlage nicht. Auch eine sich daraus ergebene Schluss-
folgerung, ob hier z. B. eine Ausnahme vom gesetzlichen Biotopschutz gem. § 30 Abs. 3 BNatSchG 
erforderlich wird, erfolgt nicht. Die Planungsunterlage ist diesbezüglich umfassend zu ergänzen.
  
Eine verbotene Handlung gemäß § 30 Abs. 2 S. 1 und 2 BNatSchG in Verbindung mit § 21 Abs. 1 Nr. 
1 SächsNatSchG liegt hier aber zweifelsohne vor, da zur geplanten Umsetzung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes eine vorhandene Bergwiese überbaut werden müsste und diese 
dadurch verloren gehen würde. Auch eine verbotene Handlung gemäß § 30 Abs. 2 S. 1 BNatSchG 
im Hinblick auf das naturnahe Kleingewässer (Teiche), der Verlandungszone der Teiche sowie des 
Weiden-, Moor- und Sumpfgebüsches ist nach Prüfung der vorgelegten Unterlagen nicht auszu-
schließen. Geplant ist die Instandsetzung der vorhandenen Teiche. Eine genaue Beschreibung 
dieser Maßnahme und deren Auswirkungen auf die gesetzlich geschützten Biotope ist der einge-
reichten Unterlage nicht zu entnehmen. Eine konkrete Beschreibung der Instandsetzung der 
Teiche und deren Auswirkungen ist im Umweltbereich zu ergänzen. 
 
Maßgebend für eine verbotene Handlung ist dabei nicht das tatsächliche Eintreten einer Zer-
störung oder Beeinträchtigung, sondern bereits die hinreichende Wahrscheinlichkeit, dass eine 
Handlung zu einer Zerstörung oder erheblichen Beeinträchtigung führen kann1.  
  
Von den Verboten des § 30 Abs. 2 S. 1 u. 2 BNatSchG kann auf Antrag eine Ausnahme gem. § 30     
Abs. 3 BNatSchG zugelassen werden, wenn die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können. 
Laut der Verwaltungsvorschrift Biotopschutz (VwV) vom 27. November 2008 (SächsABl. S. 1716), 
zuletzt enthalten in der Verwaltungsvorschrift vom 09. Dezember 2019 (SächsABl. SDr. S. 414), gilt 
eine Beeinträchtigung als ausgeglichen, wenn nach Beendigung der nach § 30 Abs. 2 BNatSchG 
verbotenen Veränderungshandlung im konkreten Fall ein gleichartiges Biotop mit naturräum-
lichem Bezug zum Ort der Beeinträchtigungshandlung entsteht. Unter einem gleichartigen Biotop 
ist ein Biotop vom selben Biotoptyp zu verstehen, welches in den standörtlichen Gegebenheiten 
und der Flächenausdehnung mit dem zerstörten oder beeinträchtigten Biotop im Wesentlichen 
übereinstimmt. Ferner muss wahrscheinlich sein, dass sich in absehbarer Zeit ein in seiner 
biologischen Funktion etwa gleichwertiges Biotop entwickeln kann.   
  
Die Zulassung einer Ausnahme liegt im pflichtgemäßen Ermessen der zuständigen Behörde.   
Dies beinhaltet, dass die Behörde dem Zweck der Ermächtigung entsprechend das Ermessen 
auszuüben und dabei die gesetzlichen Grenzen des Ermessens einzuhalten hat. Im Rahmen der 
Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens ist die Verhältnismäßigkeit des behördlichen Handelns
im Hinblick auf die Geeignetheit, Erforderlichkeit und Angemessenheit des Verwaltungsaktes und 
unter Beachtung des Gleichheitssatzes (vgl. Art. 3 Abs. 1 Grundgesetz), zu prüfen.    
  

                                                           
1 SCHUHMACHER, J., FISCHER-HÜFTLE, P. (2011): Bundesnaturschutzgesetz Kommentar, Verlag W. Kohlhammer, 
Stuttgart, 2. Auflage, S. 581   
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3. Artenschutz  
  
Der vorliegende Artenschutzfachbeitrag (AFB) betrachtet die mit der geplanten Umsetzung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes verbundenen Auswirkungen auf besonders und streng 
geschützte Arten. Vorab werden die rechtlichen Bestimmungen des Artenschutzes aufgeführt. Auf 
Seite 8 wird angeführt, dass, sollte eine Ausnahme nicht erteilt werden können, die Möglichkeit 
einer Befreiung nach § 67 Abs. 1 S. 2 BNatSchG bestehen würde. Dies ist nicht korrekt. Der § 67 
Abs. 1 BNatSchG bezieht sich ausschließlich auf die §§ 39, 40, 42 und 43 BNatSchG.   
  
Von den Verboten des § 44 BNatSchG kann nur gemäß § 67 Abs. 2 BNatSchG auf Antrag eine 
Befreiung gewährt werden, wenn die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzu-
mutbaren Belastung führen würde.   
  
Ferner ist sowohl in einer zuerst zu prüfenden Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG als auch in 
einer ggf. nachfolgenden Prüfung einer Befreiung gem. § 67 Abs. 2 BNatSchG auf eine Europa-
rechtskonformität (hier die Richtlinie 2009/147/EG  Vogelschutzrichtlinie) zu achten.   
  
Nachfolgend wird im Artenschutzfachbeitrag eine Konfliktanalyse der betroffenen Artengruppen 
vorgenommen. Es wird konstatiert, dass hier vor allem die europäischen Vogelarten vom 
geplanten Vorhaben betroffen sind. Ab Punkt 4 erfolgt eine artbezogene Wirkungsprognose der 
einzelnen Vogelarten. In dieser werden für die jeweilige Art die artenschutzrechtlichen Verbotstat-
bestände gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 BNatSchG aufgeführt. Eine Beurteilung bzw. Bewertung 
des Eintritts der einzelnen Verbotstatbestände erfolgt in der vorliegenden Unterlage nicht. Auch 
die daraus folgenden Schlussfolgerungen sind im vorliegenden Artenschutzfachbeitrag nicht 
aufgeführt. 
  
Ferner ist die verwendete Datenlage nicht auf dem aktuellen Stand. Für den Wachtelkönig wird auf 
Seite 81 des AFB aufgeführt, ein Vorkommen sei potentiell möglich. Der unteren Naturschutz-
behörde (uNB) liegen aus dem Juni 2021 Nachweise eines rufenden Wachtelkönigs innerhalb des 
Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes sowie Nachweise von rufenden 
Wachtelkönigen östlich und südlich im Nahbereiches des Geltungsbereiches des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes vor. Demnach sind Vorkommen von Wachtelkönigen im Unter-
suchungsraum nachgewiesen.   
  
Aufgrund der vorliegenden Nachweise für verschiedene Vogelarten innerhalb und im Nahbereich 
des Geltungsbereiches des geplanten vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist der Eintritt der 
Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 BNatSchG nicht auszuschließen. Daher werden 
hier Vermeidungs- und vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) notwendig. § 44 
Absatz 5 BNatSchG findet keine Anwendung.  
 
Gemäß. § 17 Abs. 4 S. 3 BNatSchG sind bei einem Eingriff, der auf Grund eines nach öffentlichem 
Recht vorgesehenen Fachplans vorgenommen soll, im Fachplan oder in einem landschafts-
pflegerischen Begleitplan die erforderlichen Angaben nach Satz 1 in Text und Karte durch den 
Planungsträger darzustellen. Dieser soll auch Angaben zu den zur Sicherung des Zusammenhangs 

Ausgleichsmaßnahmen nach § 44 Absatz 5 enthalten. Ausführungen diesbezüglich fehlen voll-
ständig im vorgelegten Artenschutzfachbeitrag sowie Umweltbericht.  
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Die Arten Braunkehlchen2, Karmingimpel3, Wachtelkönig4 und Wiesenpieper5 nehmen im Rahmen 
einer Artenschutzprüfung eine hervorgehobene artenschutzrechtliche Bedeutung ein. Es sind die 
Einzelvorkommen als Bezugsgröße für die lokale Population in der artenschutzrechtlichen Prüfung 
zu beurteilen. Die Vorkommen in den Offenlandbereichen zwischen Vierenstraße und Emil-Riedel-
Straße in Oberwiesenthal stellen einen der beiden Hauptverbreitungsschwerpunkte des Braun-
kehlchens im Erzgebirgskreis dar.  
 
Aufgrund der annähernd gleichen Habitatansprüche können Braunkehlchen und Wiesenpieper 
bezüglich des Verbots der Beeinträchtigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten gemeinsam 
betrachtet werden. Beide Arten sowie der Wachtelkönig verlieren durch das geplante Vorhaben 
Habitatflächen. Ein Ausweichen der Arten auf angrenzende Wiesenbereiche ist aufgrund der 
Revierbildung in Zusammenhang mit Reviergröße, Habitatausstattung und Nahrungsverfügbarkeit 
nicht möglich. Folglich sind geeignete Ausgleichsflächen zu entwickeln, welche den Habitatan-
sprüchen gerecht werden. Die potentielle Eignung dieser Flächen ist vorab mit der uNB abzu-
stimmen. Der Habitatverlust umfasst sowohl die direkt durch das Vorhaben betroffene Fläche 
sowie die angrenzenden Nahbereiche, da die geplante Nutzung der Flächen auch in die 
angrenzenden Bereiche einwirkt. Es ist davon auszugehen, dass der Habitatverlust beim Braun-
kehlchen drei Reviere und beim Wachtelkönig ein Revier umfasst. Das Kompensationsverhältnis 
der verlorengehenden Reviere beträgt 1:3, da nicht sicher ist, dass die neugeschaffenen Habitate 
tatsächlich von den Arten angenommen werden.  
 
Der Karmingimpel wird in Sachsen als extrem seltener Brutvogel eingestuft. Das Bruthabitat 
umfasst die Uferstaudenfluren einschließlich der Weidengehölze am Schindelbach. Aktuell kann 
nicht abgeschätzt werden, inwieweit es zu Habitatverlusten durch das geplante Vorhaben kommt. 
In der Planungsunterlage sind die Auswirkungen durch die geplanten Maßnahmen im Bereich der 
Teiche sowie die spätere Nutzung und deren Auswirkungen auf den Karmingimpel zu ergänzen. 
 
Mit dem vorliegenden Artenschutzfachbeitrag kann zum derzeitigen Zeitpunkt keine vollumfäng-
liche Bewertung und Beurteilung der artenschutzrechtlichen Zulässigkeit des geplanten Vorhabens 
vorgenommen werden. Ferner kann nicht überprüft werden, ob die vorgesehenen Vermeidungs-, 
vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen ausreichend, zweckmäßig und zielführend sind, um den 
Eintritt der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 BNatSchG vollständig auszuschließen.  
  
Der vorgelegte Artenschutzfachbeitrag ist einer umfänglichen Ergänzung und Überarbeitung zu 
unterziehen:  

 
- ausführliche Beschreibung und Bewertung der Auswirkungen auf die besonders und streng 

geschützten Arten (Konfliktanalyse) 
 

- Aufführung und Beschreibung der erforderlichen artenschutzrechtlichen Vermeidungs-, 
vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen)  

                                                           
2 SÄCHSISCHES LANDESAMT FÜR UMWELT, LANDWIRTSCHAFT UND GEOLOGIE, Artensteckbrief Braunkehlchen 
https://www.arten-steckbrief.de/?ID_Art=454&BL=20012 abgerufen am 05.08.2021  
3 SÄCHSISCHES LANDESAMT FÜR UMWELT, LANDWIRTSCHAFT UND GEOLOGIE, Artensteckbrief Karmingimpel  
https://www.arten-steckbrief.de/?ID_Art=549&BL=20012 abgerufen am 05.08.2021 
4 SÄCHSISCHES LANDESAMT FÜR UMWELT, LANDWIRTSCHAFT UND GEOLOGIE, Artensteckbrief Wachtelkönig  
https://www.arten-steckbrief.de/?ID_Art=301&BL=20012 abgerufen am 05.08.2021 
5 SÄCHSISCHES LANDESAMT FÜR UMWELT, LANDWIRTSCHAFT UND GEOLOGIE, Artensteckbrief Wiesenpieper  
https://www.arten-steckbrief.de/?ID_Art=433&BL=20012 abgerufen am 05.08.2021  
 



Seite 10                 Landratsamt Erzgebirgskreis
614.522-21(242)-30010(vl)

 

__
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
__
 
 
 
 
 
 
 
 

__
 

Eine naturschutzrechtliche Genehmigungsfähigkeit des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes ist nicht von vornhinein ausgeschlossen, wenn: 
 

1. der Eingriff in Natur und Landschaft vollständig kompensiert wird und die dafür notwen-
digen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen dauerhaft gesichert und unterhalten werden.

 

2. die Voraussetzungen für die Erteilung einer Ausnahme gem. § 30 Abs. 3 BNatSchG von den 
Verboten des § 30 Abs. 2 BNatSchG vorliegen, nämlich die Erbringung von Ersatzflächen für 
die verlorengehenden Biotopflächen.  

 

3. das Eintreten der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG durch geeignete 
und ausreichende Vermeidungs- und vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen verhindert wird 
(z. B. bauzeitliche Regelungen, Schaffung von geeigneten Ersatzhabitaten im erforder-
lichen Umfang). 

 
Landwirtschaft 
Bearbeiter: Herr Nestler     Tel.: 03735 601-6208 
 
Durch die geplante Umnutzung der Flächen in Bauland kommt es im Ergebnis zu einem dauer-
haften Flächenentzug von landwirtschaftlicher Nutzfläche und Bodenfruchtbarkeit und es werden 
Eingriffe in die Betriebs- und Wirtschaftsstruktur der betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe 
verursacht. Durch die Baustelleneinrichtungen und Bautätigkeiten im Bereich des Baufeldes kann 
es zu Beeinträchtigungen des Bodengefüges und Bodenwasserhaushaltes kommen. Die agrar-
strukturelle Betroffenheit ist durch den dauerhaften und möglichen temporären Flächenentzug, 
durch die dauerhafte und temporäre Beeinträchtigung des Bodenwasserhaushaltes und des 
Bodengefüges gegeben.  
 
Aus Sicht der Agrarstruktur bestehen gegen den geplanten Bebauungsplan Bedenken. 
 
Gemäß § 1a Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) soll mit Grund und Boden sparsam und schonend 
umgegangen werden. Die Umwandlung landwirtschaftlich genutzter Flächen ist zu begründen. 
Dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu 
denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere Nachverdichtungs-
möglichkeiten zählen können. 
 
In der Begründung unter Punkt 3.7 ist die Begründung zur erforderlichen Umwandlung der 
landwirtschaftlichen Flächen sehr allgemein abgehandelt worden, so dass die Begründung nicht 
den Anforderungen des § 1a Abs. 1 S. 4 BauGB entspricht. 
 
Siedlungswasserwirtschaft 
Bearbeiter: i. V. Frau Behge    Tel.: 03735 601-6187 
  Frau List               03735 601-6175 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen Bedenken.  
 
Der Planbereich befindet sich im Hochwasserentstehungsgebiet der Zschopau. Hochwasserent-
stehungsgebiete sind Gebiete, insbesondere in den Mittelgebirgs- und Hügellandschaften, in 
denen bei Starkniederschlägen oder bei Schneeschmelze in kurzer Zeit starke oberirdische 
Abflüsse eintreten können, die zu einer Hochwassergefahr in den Fließgewässern und damit zu 
einer erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung führen können (§ 76 Abs. 1 
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Satz 1 Sächsisches Wassergesetz -SächsWG). Entsprechend § 76 Absatz 2 SächsWG ist das natür-
liche Wasserversickerungs- und Wasserrückhaltevermögen zu erhalten und zu verbessern.  
  
Die Baumaßnahme unterliegt gemäß § 76 Absatz 3 SächsWG der Genehmigungspflicht. 
Entsprechend § 76 Absatz 4 SächsWG ist der Nachweis zu erbringen, dass durch die Baumaßnahme 
das Wasserversickerungs- oder das Wasserrückhaltevermögen durch das Vorhaben nicht beein-
trächtigt wird.   
 
Schmutz- Und Oberflächenwasser 
Die Beseitigung des Schmutz- und Oberflächenwassers ist grundsätzlich mit dem zuständigen 

Neudorfer Straße 15c in 09484 Oberwiesenthal, abzustimmen. 
 
Prüffähige Unterlagen zum Nachweis der gesicherten öffentlichen Erschließung (Abwasser- und 
Oberflächenwasser) sind mit ausreichend zeitlichem Vorlauf zur fachlichen Prüfung einzureichen 
und sind Voraussetzung für die Zustimmung zur Erteilung der Baugenehmigungen. 
 
Trinkwasserversorgung  
Die Trinkwasserversorgung ist zu sichern. Einzelheiten sind mit dem zuständigen Wasserversorger 
abzustimmen. 
 
Der Planbereich liegt außerhalb von Trinkwasser- oder Heilquellenschutzgebieten.  
 
Wasserbau 
Bearbeiter: Herr Fischotter    Tel.: 03735 601-6185 
 
Aus wasserbaulicher Sicht bestehen unter Beachtung nachfolgend angeführter Sachverhalte keine 
Einwände zum geplanten Vorhaben.  
 
Gemäß den vorgelegten Unterlagen (Begründung Punkt 5.1.5; Umweltbericht Punkt 1.2.1; An-
lage 02 Artenschutzrechtlicher Fac
Flurstück 401/6 der Gemarkung Unterwiesenthal vorgesehen. Die Teiche, als Stauanlagen im 
Hauptschluss des oberirdischen Gewässers, unterliegen grundsätzlich den Regelungen des 
Wasserhaushaltsgesetzes sowie des SächsWG.  
 

genehmigungsbedürftige Maßnahmen einzustufen. Durch die Erwähnung der Maßnahmen im 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden die wasserrechtlichen Regelungen nicht außer Kraft 
gesetzt. Auch entfaltet der vorhabenbezogene Bebauungsplan hierfür keine Konzentrations-
wirkung. Durch Aufnahme der Maßnahmen im vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird daher 

kann nur innerhalb eines (separaten) wasserrechtlichen Genehmigungsverfahrens erfolgen. 
 
Brandschutz 
Bearbeiter: Herr Ackermann    Tel.: 03733 831-5262 
 
Löschwasser: 
Die Löschwasserversorgung über die Zisterne des Hotels Jens Weißflog ist möglich, wenn dieser
schriftlich zustimmt. 
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Die Teiche auf dem Grundstück sollten wenigstens eine Zufahrt für die Feuerwehrfahrzeuge 
erhalten, damit eine Löschwasserreserve entsteht. 
 
Befahrung: 
Die Zufahrten zu den Gebäuden und Löschwasserentnahmestellen sind so herzustellen, dass sie 
der DIN 1490 entsprechen. 
 
Grundstückszufahrt: 
Zum Baugrundstück führt aus Oberwiesenthal heraus die Vierenstraße. Diese Straße ist im Winter 
die eigentliche Hauptzufahrtsstraße. Sie ist eng und bei Schnee kommen Fahrzeuge kaum 
aneinander vorbei. Wenn Löschfahrzeuge unterwegs zur neuen Siedlung/Hotel sind, könnte es zu 
Blockierungen des Verkehrs kommen. 
Zur Verbesserung der Situation könnten mehrere Ausweichbuchten geschaffen werden, die ein 
Aneinander Vorbeikommen erleichtern. Im Winter müssten sie aber mit geräumt werden. 
 
2. Rettungsweg: 
Die Absicherung des 2. Rettungsweges durch die Feuerwehr muss der vorhandenen Technik 
entsprechen. Die Feuerwehr hat nur eine Steckleiter. 
Vorzugsweise sind jeweils zwei bauliche Rettungswege herzustellen. 
 
Straßenverkehr 
Bearbeiter: Herr Kaden     Tel.: 03771 277-7106 
 
Entsprechend der Planzeichnung ist nur eine Zufahrt zum Plangebiet vorgesehen. 
 
Es wird gebeten zu prüfen, ob nicht eine zweite Anbindung an die Emil-Riedel-Straße im Bereich 
des vorgesehenen Wendehammers zu realisieren ist.  
 
Eine einzige Zufahrt hat immer den Nachteil, dass der gesamte Bereich z. B. bei Bauarbeiten auf 
der Emil-Riedel-Straße nicht zu erreichen wäre. Außerdem könnte die befestigte Fläche durch 
Entfall des Wendehammers reduziert werden. 
 
Straßenverwaltung/Kreisstraßen 
Bearbeiter: Frau Dohms     Tel.: 03771 277-7150 
AZ.: 653.0/371/TÖB 130-21 
 
Bei dem Vorhaben sind keine Kreisstraßen betroffen. 
 
Die Emil-Riedel-Straße ist im Bestandsverzeichnis der öffentlichen Feld- und Waldwege gemäß § 3 
Abs. 1 Nr. 4a SächsStrG eingetragen. 
 
Hinsichtlich der verkehrlichen Erschließung gibt es jedoch widersprüchliche Aussagen: 

-
 

 
In der Begründung unter Punkt 4.3.1 wird dies jedoch nur als Planungsalternative bezeichnet und 
entsprechend verworfen. 
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Unter Nr. 5.1.3 wird wiederum ausgeführt, dass die Planstraße über zwei Einmündungen mit der 
Emil-Riedel-Straße verbunden ist. Ein Variantenvergleich ergab, dass eine durchgehende Straßen-
führung gegenüber einer Sackgassenlösung mit Wendeanlage flächensparender realisiert werden 
kann.  
 
Gleichzeit soll jedoch die östliche Verbindung der Planstraße zur Emil-Riedel-Straße breit 
ausgebildet werden, um so die Möglichkeit zum Wenden von Räumfahrzeugen einzuräumen.
 
Grundsätzlich soll die Planstraße als Privatweg ausgewiesen werden. Aus straßenrechtlicher Sicht 
bestehen hiergegen daher keine Einwände. 
 
Senioren- und Behindertenbeauftragte 
Bearbeiter: Frau Seidel     Tel: 03771 277-1060 
 
Das Vorhaben berührt die Belange von Menschen mit Behinderungen und Mobilitätsein-
schränkungen. 
 
Auf der Grundlage folgender Vorschriften ist der öffentliche Raum barrierefrei zu gestalten: 
 

- UN-Behindertenrechtskonvention (in Kraft in Deutschland seit 26.03.2009) 
 

- Gesetz zur Gleichstellung behinderter Menschen (Behindertengleichstellungsgesetz - BGG) 
in der Fassung vom 10. Juli 2018 (BGBl. I S. 1117), insbesondere §§ 4, 8 

 

- Sächsische Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Mai 2016 (SächsGVBl 
S. 186), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (SächsGVBl. 
S. 706) worden ist, insbesondere zu beachten §§ 2 Abs.9, 3 Abs. 3 und 50 

 

- Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 08.08.2020 (BGBl. I S. 1728), § 1 
Abs. 6 Nr. 3  

 
Folgende Regelwerke und DIN-Normen sind zu berücksichtigen: 
 

 DIN 18040-1 Barrierefreies Bauen - Planungsgrundlagen - Teil 1: Öffentlich zugängliche 
Gebäude 
 

 DIN 18040-3:2014-12 Barrierefreies Bauen - Planungsgrundlagen - Teil 3: Öffentlicher 
Verkehrs- und Freiraum 

 
Entspannung, Erholung, Sport und Abenteuer  dem Alltag entfliehen, das wollen Menschen mit 
und ohne Behinderung gleichermaßen. Ein Urlaub nach den eigenen Vorstellungen ist aber nicht 
für alle Menschen selbstverständlich. Urlaubsunterkünfte für Menschen mit Behinderungen sind 
noch keine Selbstverständlichkeit. Um diesen Ansprüchen gerecht zu werden, sollte mindestens 
ein Ferienhaus barrierefrei gestaltet werden. 
 
Im touristischen Bereich ist das Kennzeichnungssystem "Reisen für alle" sehr zielführend.  
 
Touristische Infrastruktur (WFE GmbH) 
Bearbeiter: Herr Habermann    Tel.: 03733 145-113 
 
Das offizielle Loipennetz um den Kurort Oberwiesenthal liegt der WFE GmbH leider nicht in einem 
solchen Detaillierungsgrad vor, dass daraus Aussagen abgeleitet werden können, ob die Fläche 
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von einer Loipe betroffen ist. Aber aus Erfahrung heraus gibt es in diesem Bereich eine 
Verbindungsloipe zwischen dem Loipennetz im Bereich "Waldeck" und den Ortsteilen "Hammer-
unterwiesenthal" bzw. "Unterwiesenthal". Diese Loipe sollte bei Bedarf und in Abstimmung mit 
der Stadt Kurort Oberwiesenthal so umverlegt werden, dass auch deren zukünftige lückenlose 
Nutzung möglich ist.  
 
Touristische Radrouten oder beschilderte Wanderwege, die über diese Fläche gehen, sind keine 
vorhanden. Jedoch verlaufen solche auf der die Fläche tangierende "Emil-Riedel-Straße". Es 
werden keine negativen Auswirkungen durch die geplante Maßnahme erwartet. 
 
Sonstige Hinweise: 
 
Kampfmittel 
Für eine Gefahreneinschätzung, ob im Plangebiet eine Kampfmittelbelastung vorliegt, ist das 
Landratsamt Erzgebirgskreis nicht zuständig. 
Anfragen zu evtl. vorhandenen Kampfmittelbelastungen sind gemäß § 6 Abs. 1 und 1 Abs. 1 Nr. 4 
Sächsisches Polizeibehördengesetz (SächsPBG) i. V. m. § 3 der Polizeiverordnung des Sächsischen 
Staatministeriums des Innern zur Verhütung von Schäden durch Kampfmittel (Sächsische Kampf-
mittelverordnung) bei den zuständigen Ortspolizeibehörden (jeweilige Stadt- oder Gemeindever-
waltung) direkt zu stellen. 
Sollten Kampfmittel oder kampfmittelähnliche Gegenstände gefunden werden, so ist sofort die 
nächstgelegene Ortspolizeibehörde oder Polizeidienststelle zu informieren. 
 
Rettungswesen 
Die Zuständigkeit für den bodengebundenen Rettungsdienst liegt beim Rettungszweckverband 
Chemnitz-Erzgebirge, Schadestraße 17, 09112 Chemnitz. 
 
Ausbau digitaler Hochgeschwindigkeitsnetze (Breitband) 
Das öffentliche Telekommunikationsnetz im Erzgebirgskreis wird durch unterschiedliche 
Betreiber, unter anderem der Deutschen Telekom AG sowie mehrerer Kabelbetreiber sicher-
gestellt. Eine Übersicht der regionalen Betreiber ist unter www.erzgebirge24.de zu finden. Im 
Kreisgebiet besteht kein flächendeckendes Glasfasernetz für den Betrieb eines digitalen Hoch-
geschwindigkeitsnetzes. 
Mit Änderung des Telekommunikationsgesetzes (TKG) im Jahr 2016 können sich insbesondere 
aufgrund §§ 77d - 77j TKG Mitverlegungsansprüche privater Betreiber öffentlicher Telekommuni-
kationsnetze im Falle von Baumaßnahmen an der technischen Infrastruktur öffentlicher 
Versorgungsnetze oder aufgrund § 77i Abs. 7 TKG eine Mitverlegungspflicht passiver Netzinfra-
struktur, durch den Straßenbaulastträger im Falle mit öffentlichen Mitteln geförderter Bauarbeiten 
für die Bereitstellung von Verkehrsdiensten, ergeben. 
 
Regionalplanung 
Die landesplanerischen Vorgaben im Landesentwicklungsplan Sachsen 2013 und im Regionalplan 
Chemnitz/Erzgebirge bzw. im Entwurf des Regionalplanes Region Chemnitz sind zu beachten. Es 
wird empfohlen, ggf. den Planungsverband Region Chemnitz zu beteiligen (Verbandsgeschäfts-
stelle, Werdauer Straße 62, 08056 Zwickau). 
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Ihr Zeichen: Ihre Nachricht vom:             Unser Zeichen:                        Datum: 03.09.2021 
 
 
Betr.: Bebauungsplanverfahren „Emil-Riedel-Straße / An den Teichen“ Stadt Kurort Oberwiesenthal 
 
hier: frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 (1) 
BauGB sowie der Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 (1) BauGB  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
zum o.g. Verfahren äußern wir uns wie folgt: 

Grundsätzlich sind wir als landwirtschaftliche Berufsvertretung gegen Maßnahmen, die einen Entzug 
landwirtschaftlicher Nutzflächen (hier zurzeit überwiegend landwirtschaftlich in Form als extensives 
Dauergrünland genutzte Fläche) zur Folge haben. Wie aus den uns zur Verfügung gestellten Unterlagen 
ersichtlich ist, betrifft dies die Flurstücke 401/6, 401/7, 401/8, 401/9, 401/10 und 401/11 der Gemarkung 
Unterwiesenthal in einem Umfang von 2,0491 ha (siehe Punkt 6 der Begründung mit Umweltbericht, Seite 27). 

Durch den Flächenverbrauch geht der regionalen Landwirtschaft die unvermehrbare Ressource Boden als 
Produktionsgrundlage für den Anbau von Lebens- und Futtermitteln, sowie von nachwachsenden Rohstoffen 
unwiederbringlich verloren. Auch der Natur- und Landschaftsschutz ist betroffen, denn durch neue Siedlungs- 
und Verkehrsflächen werden Landschaften zersiedelt und Lebensräume für Tiere und Pflanzen eingeschränkt. 
Dies gilt insbesondere für die beplante Fläche, da es sich dabei um eine extensive Dauergrünlandfläche 
handelt, die ein hohes Potential für den Naturschutz bietet. 
Der Flächenverbrauch durch Siedlungs- und Verkehrsmaßnahmen betrug nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes 58 Hektar pro Tag (Durchschnitt der Jahre 2014 - 2017) in Deutschland. Im Jahresvergleich von 
Ende 2018 zu Ende 2017 hat sich der Anstieg der Siedlungs- und Verkehrsfläche auf 77 Hektar täglich 
beschleunigt. Dieser Trend setzt sich auch derzeit ungebremst fort. Es werden selbst in Regionen mit 
derzeitigen und prognostizierten Bevölkerungsrückgang mehr Flächen neu versiegelt als entsiegelt (dies gilt 
auch für den Erzgebirgskreis und hier auch speziell für den Kurort Oberwiesenthal). Insbesondere auch unter 
dem Aspekt der langfristigen Bevölkerungsentwicklung aber auch unter Beachtung der touristischen 
Entwicklung in Oberwiesenthal, ist die weitere Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Nutzfläche bedenklich. 
Der Trend des Bauens auf der „grünen Wiese“ für touristische Zwecke bei einer derzeitigen Auslastung der 
vorhandenen Bettenkapazität von unter 50 % rechtfertigt aus unsere Sicht keinen Neubau auf der grünen 
Wiese und keine weitere Aufstockung der Bettenkapazitäten.  
Die für Siedlung und Verkehr genutzte Fläche ist seit 1992 deutschlandweit um ca. 950.000 Hektar auf 5,0 
Millionen Hektar angewachsen. Dies ist mehr als der sächsischen Landwirtschaft als landwirtschaftliche 
Nutzfläche zur Verfügung steht. Dies ist dahingehend bedenklich, da die landwirtschaftliche Nutzfläche unter 
heutigen Bedingungen nicht mehrbar ist. Im überwiegenden Maße bauen deutsche Landwirte auf den 
landwirtschaftlichen Nutzflächen Nahrungsmittel für die deutsche Bevölkerung an und stellen gleichzeitig eine 
Kulturlandschaft zur Verfügung, die auch in Zukunft für einen sanften Tourismus benötigt wird. Im Plangebiet  
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und den angrenzenden Flächen finden sich seltene und auf der roten Liste befindliche Brutvögel wieder, wie 
sie in der Häufigkeit nur selten im Erzgebirge zu finden sind. Mit einer Bebauung dieser Fläche würden sich die 
Bedingungen für diese Vogelarten wesentlich verschlechtern. Aus diesem Grunde lehnen wir ebenfalls die 
Bebauung ab (siehe Umweltbericht).  
 
Gleichzeitig hätte eine Minderung der landwirtschaftlichen Nutzfläche auch im Raum Oberwiesenthal eine 
immer intensivere Landbewirtschaftung mit vielen negativen Auswirkungen zur Folge, dessen müssen wir uns 
bewusst sein, insbesondere auch vor den Folgen des derzeitigen Klimawandels sowie des Artenschwundes bei 
den Insektenvorkommen in Deutschland! 
Die Gebäude- und Freiflächen, also Wohn- und Gewerbegebiete, machen den größten Anteil der überbauten 
Flächen in Deutschland aus. Im Situationsbericht des Deutschen Bauernverbands finden Sie dazu weitere 
Informationen:  https://www.bauernverband.de/situationsbericht-19/2-ressourcenschutz-und-klima 
 
In der Statistik unberücksichtigt sind die Flächen, die zusätzlich zur Inanspruchnahme für Siedlungs- und 
Verkehrsflächen noch für die Ersatz- oder Ausgleichsmaßnahmen als Kompensationsfläche beansprucht 
werden und damit ebenfalls der Landwirtschaft nicht mehr zur Verfügung stehen. Diese gehen zusätzlich der 
landwirtschaftlichen Nutzung dauerhaft verloren, sind aber in der Statistik nicht als Siedlungs- oder 
Verkehrsflächen ausgewiesen. Auch im derzeit in Abstimmung befindlichen Regionalplan Chemnitz wird auf 
den Sachverhalt der Vermeidung der Inanspruchnahme von landwirtschaftlicher Nutzfläche für Gewerbe- und 
Wohnbebauung verwiesen. Deshalb fordern wir eine nochmalige Überprüfung der Planungsunterlagen in 
Hinsicht auf nachfolgende Sachverhalte: 

· Innenentwicklung und Baulückenschließung statt Bauen auf der „Grünen Wiese“, dazu sind auch in der 
Stadt Oberwiesenthal die bestehenden Möglichkeiten nicht ausgeschöpft 

· Naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen flexibel und flächenneutral durchführen (in die 
landwirtschaftliche Produktion integrierte Kompensationsmaßnahmen oder die Aufwertung 
vorhandener Biotope). 

Sollte der Bebauungsplan dennoch umgesetzt werden, möchten wir anmerken, dass sämtliche angrenzende 
landwirtschaftliche Nutzflächen auch nach der Baumaßnahme erreichbar sein müssen. Dazu ist das Wegenetz 
so auszulegen oder zu erhalten, dass dieses auch durch größere Landmaschinen befahrbar ist. 

Beim Anlegen der Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen für diese Baufläche, sind diese nach den 
Regelungen des Sächsischen Nachbarschaftsgesetzes zu errichten, insbesondere Abstandsflächen zu 
angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen sind richtig einzuhalten.  

Wir haben in letzter Zeit immer wieder feststellen müssen, dass Pflanzungen, die zu Ausgleichs- und 
Kompensationsmaßnahmen angelegt werden, ohne Einhaltung eines entsprechenden Abstandes nach 
Sächsischen Nachbarschaftsgesetz zur landwirtschaftlichen Nutzfläche gepflanzt werden, oder im Nachgang 
auch landwirtschaftliche Nutzfläche entsprechend überwachsen. Dies muss bereits bei der Anlage 
entsprechend beachtet werden, damit es nicht zu Einschränkungen in der landwirtschaftlichen Nutzung kommt.  

Die beplante Fläche ist insbesondere gegen Erosionsschutz, hier insbesondere gegen wild abfließendem 
Wasser aus den oberliegenden Flächen, zu schützen. Die sich durch den Klimawandel häufenden 
unwetterartigen Regenfälle können auch unter Beachtung guter landwirtschaftlicher Praxis zu Erosionen und 
wild abfließenden Wassermassen führen.  

Der Abfluss von Oberflächenwasser muss auch nach der Bebauung des Plangebietes möglich sein. Die zu 
errichtenden Gebäude sind entsprechend zu schützen. 

Bei Rückfragen stehen wir unter der Rufnummer 03735/22231 gern zur Verfügung.  
 

Mit freundlichen Grüßen 

 
W. Bergelt 
Geschäftsführer 
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fUr di landwirtschaftliche Pr duk io , zurtlck und damit odenfruchtbarkeit. Durch 
Bodenv rs' g Jung verringern icb aucb na ü Lieh W rrI1 kbalt fun tion n und V i run ­
eigenschaften . 0 Landschaft bild, Habitate von Anen der freien and ltaft g 'ben \' 'rlor n. Flil h n 

enten ze ct1nitten. Aktuell . (die lähen.versiegeilin im reistaat a h eo mehr als d ppell 0 

hoch al das Ziel was ,rur achsen bi mm Jahr 20_0 besc Jossen wuri:le , Als Ziel wert wurde damals 

rd n eine u ag n dazu getroffen. dass sich da orhabengebiel im 
Hochwas erelltstehu"~gebi t d r Zschopau - Teilgebiet 1 befind t. Demnach greift das fu:hsische 
Wassergesetz, wasio § 76 Aussagen und Festlegl.mgen m Hoch, as eren ·tehung g b·eten triITt. ach 
~ 76 (I) 'h ' G ' ind Hoch\ll.RS rentst !lung gebiete G bi l ill denen bei tarkniederschlügen oder 

bei L hneeschme!ze in kUrz ~ T Zeit sl.8r e oberirdi ehe Abflü. se auftreten können di zu einer 

Hoch\ " rgefahr 'n. den Fließge · ä m und damit zu c "o r rbebli hen Gefahr fllr di öffcl1t ich 

ich ihci u d Ordnung ruhren können. werden von der oberen asserbehörde durch 

Red tsverordnumg fe tl?! ctzL D W iteren ist in Hochw8ssercntstehungsgebieten (§ 76 IichsWG 

( .. ) das . atO.r iche Was rversickerungs- und WasseniL khaltevennö en l;I.I erba ten lind ZlI erbe em 

und Böden sind zu entsie~elD bzw. or Versiege ung zu .scbützen. Jn Hocbwas Dtstehungsg bieten 

dürfen Baugcbi te HU 8U gCl,; 'ie n w rden, sofern nach\ 'ei lieh das Was en .. ersickenmgs- oder das 

We.sserrllckhahevennögen durch das V rhaben nichl we entlieh beeinträchtigt oder die 

Be inträchfgung 'm Zug d s Vorh ben durch aBnahmen wie d nl gen on Wald d r d I 

... rrichtung techni eher RlIckha tee ' uiehtungen im von den Vorhaben etro enen 

Hochv 'asserentstehuoSSße.bie angeme ' en ausgglic en ird § 76 äch WG (5 . Die aktuelle 

P~anu!1g wide rieht die em inn n. Aue au di ~ r ' hl i t das Vorha n abzulehn fl . 

rbe 
lercin ä hsisch r H imat ' hulz tritt nlsp in rang da:ur in. ~.di 

nat" rli h u d ge hichllic g' ordene igenan d r äch j ·ehen H "mal zu bewahre, ihre ptur zu 
schützen, ihn: Land a:ft vemntwortungsvoll zu gestal~e:n und ·hre kultureilien erte zu erforschen, zu 

pflegen UI d zu e h je'ßeo:' az.u zäblen au h vielge tal ige Land chaftsbi lder, die einen gewi n 
ästheti: ehen Wert besitzen owie die Idel1titätsstiftun durch unvervi"echselbare lieh i che 

K Iwrland.schaftcn. Der Rcg'onalplan eist das Vorhaben~biet als historische Kulturlandschaft 

bs Jlderer Eigenheit nd ZVo'ar a ,.W"e "land haft um Oberwiesenthai" aus. Zudem iegt das zu 

bebauende biet UDk: halb des FichteJberg5 was der Regi nalphm al" regi nal I:dcul ·am und 

landschaftsprngel1d kategoliisiert h~t. Mit dem Ban der Perienh u · 'ieiJlung werd 11 die Grund ätZ! d ' 

RegionrupJans fi.i.r das berumnte Gebiet konterkariert. ,.Die lan chaften der Region s Ihm in ihrer 

de:s\I ren Sli hs Kh r.1 Im lKhutz (t 11, -, 11 1908 I., cO'Y!f'I t 
\ler~n fur Nil.lu~(l1utz • H~.matges.ch lch!e • DenkmalplJege • Vo lkskun de 

Wl luj run I SUA!. 11113, 0' 067 Ou~d n 
_5aechsl~c.he r nl!lmaUClluf ~@, Milli Imd@"5vereln ~ecl15 ls( her-hl!l mal~chut2.de 
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rulrurraumtypischefl truktur mit ihren charakteristischen utzun sfonnen und - trukturen 00\ 'je ihren 
pezi 1 ehen Om- und Land chaftsbi d n erhalten we den. Ihre Identitäl und Versehi denaftigk lt 
oll b wahrt, die land haftliehe Attrakti"i(ät in gesam1 weiter erhöht .. erden" CG 2.1 .2.1 

Regionalpbl R giOD eh mnitz . Regioual ~de tsame ALlssichtpunkte bzw. Au sichtsbereiche sind 
llir d Land haft rk~D zu et"halten und '01' j gli. her visuellen törun zu schlitzen. Vorhaben. die 

das Landschaftserleben beeinträchtigen ind Z ul'ilIterlas en (G 2.1.2.6 Regionalplan R gion 
eh mnil1.). i\U di m nd i t d8i5 Vorha n zu untersagen. Darübe muu fehlen im 
1 Tm\ Itbericht U 8&>Ci'I lio:I den mi dem B u der Ferienhaussi~dlung einhergehenden liIISwirkungen 
au die S hutz:gUter atld cha bild und kultureUl!: E~. Allein we~n di r formaJ n Mängel ilit das 
Vorhab n abz 1 hnen. 

rtensdm 

Der Urn\\l'e tbericht zel'gt aur, das zahlrei he teil h hrang~ e, geßlhrd te und g ~b(Jtzt Im 

orhabengebie vorkomm 1'1. Ein spezielle art,enschutzre hd'ch Prüfung liegt ni hL r r, ist 

aUerdifl in einem olchen alle nabdingbar. Na h dem rtcil 9 10 uGH vom 10.01. '006 und 
dem Bunde_narurschutzgcn: om 29.07,2009 . t fllr afl Vorhaben eine artc -chutzn;chtlich 
Prufung flir streJ18 IJJ1d besonders ge5(!hülZte Arten Roch Anhang lV der FFH-Richtlinic. curopäi he 
Arten der Vogelschutzrichdinie ~wje Rote Liste Arten hin ichtlich einer Möglichen B troffenheit in 
ihr~n b 11 räu en r' rderlich. Nah tional m Recbt wt:t1Jen di Anordnun co d Artenschutzes 
durch den § Abs. I af eh defin1ert. Zwar ",rird d r cmlinus artenschut7.ICChUich r 
Fachbeitrag im Um ehhericht erwähnt bZ\\'., dass das Ergebnts der Arteoosungen in diesem 
abgehandelt wird. Der artensehut:zrechtliche achbeitra fehlt aber 'n dell Planunterlagen der 
ö en ,liehe Au legung. omi ind auch hier die PIanungsunterJagen un 'oll tändig und daher auch 
hier das Vorhabell abzulehnen. 
n den zur V rffigung stellt n UterI Te 'IN rdelil weder us agen zu den u wirkungen Iluf Arten 

der 10m lind Fauna getroffen n eh Vermeidung wtegien eschweig denn A gl ichmaßnahmen. 
perle 1 zu .. torgezogenen usgleichsmaOnahmen (C -Maßnahmen) aufgefilhrt, 

B i Na.ch 'eis des Vorkommens ~e ... chützter Arte rn\{lssen durch orgezogene Ausglei hsmaßnahmen 
adllquatc !"SalZl ~fl räum . h tfef1 w rd n. die den rhafl d r ökologi eh 11 unk ' n er 
Fortpflanzungs- und R.uh stärten im räumlichen Zu mm nhang ge ährleisten. Diese 
Ersatzlebensriiume müs en ich im räumlich funktiol'lalen Zu amn enhang befinden so da ie \l'on 
den btrotl'cn n Tier- und Pilanzenanen eigcnstlindig besied l "Ierden können. 
Die CEF-Maßnahmen ifld dann itk$ID W nn: 

die betroffen Lebensstätte aufgrund der Durchfiilutlflg minde tCJlS d 'c leich~ Au d hn mg 

undlo er c ' gleiche ode bessere Qualität hat und dje betroffene Art diese Lebensstätte während 
lind IUlch dem Eingriff oder Vorhaben nicht aufgib r 
d' b trotTene Art eine in räum jchem Zusammenhan(l neu geschaffene LebensstIDt:e nachwei.li h 
angenommen hat oder ihre zeitnahe Be iedlung u ter BeTUe ichtigung d r Ix D in chmgigco 
wiss~ns haftlichen Erkennmi e mit einer ho en Pr .@l,I10 esicherheit attestiert werden kann. 

bi log' ehe Grundiagen ffir die Planung der CF-Maßnahmen sind die perifisch n qualitThlhren 
L ben. Ta mansprü h r betro enen Ai1 n, deren Al.Isbreilungsvermögen und Rauman pru h 

SQ11dcrs w beachte . Zur iod rung d Ri iko ,d. die angebotenen EratnllaßllImmcJl nicbt 
aog nommen '\ 'erdeIl, 'st ein ·· Oberkompensilition eTfordeT~ich. 

Li g n V botstulbeständ n g mäß § 44 BNalSchG VOf - woruntr de/ Bäu der FcrienhaussicdlunS zu 
zählen i L i t zu pril n inwieweit eine Ausnahme nach § 4 bs, 7 B at eh zugela sen werden 

kann. Die Ausnahmetat.bestände sind hier ni h anwendba. Denn bei der Betrachtung ,~rd 
vernachlässigt, das der in § 45b . 7 . I r. 5 B a1 QhG g naOfHJ U Ilhmegrund der 

liI"d~sv~rl'!in e h r~ch"r Hflrnar!idl1.4tz e ,V - SPll I 081r1 S. h~ n iltlll 
V~tl!ln ' ur Naturlit;:huu · Ht!lm. tgeu hlchte • ~n malpfllege • V!)I ~k UJ1dl! 

~II drurr r Slra 11 113,01067 DrMd n 
--"'.5 r.:1K.u h l!r·belmillS chU!~ de, W~h landewerem ~echsjliche r helm.1t&l:hutz d~ 
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uni r htli h n R gelungs gabt.: d An. 16 bs, 1 Bu h t. c der Fauna-fl ra-Habitat-RichtIinie 
92143/EWG FFH-RL) entstammt, sich aller im Ks.talo-g der paraBel ge,l'agerten Bes.timmung de rt. 9 
Ab . I der Vogel chutt-Richtlinie 20091147IEG (V-R ) n' hl findet. Das VeTWaltungsgericht Gie n 
bat unlängst dazu ein Urteil gc pr hen, indem e für Re ht rka m , d runahm tatb land 
des § 5 Ab , 7 . I Nr • .5 B at .chG in 1lI1 d r inträchtigung , uropäi~ h r og lart n nicht 
anwendbar ist und aue\'! keiner der an nsten im Katalog de § 45 Abs. 7 • I BNBtSchG enanntel'l 
Au l1ahmegrunde herangemgen werden kann um c'" r mi den Zugriff ' rb teH in Konflikt 
geJ1J.lendell Windkmftnutzung zur Realitlit zu erhel en.1 

ine Be\ eflüng des Artenschutzfach~itragesi a.ktuell nielli möglich, Er ehlt schlichtweg und di 
im UnH 1 bericht gelTOffenc]'1 u agen I n Raum rur Fehl in . hätzung n zu L e[l 'er 
b troffen Ar~ n. Dawnabfi .gen lIS dt;: Artdatenbank - kII iba e B 2111.] sind Hee'gnet fi.i eine 
er I.: OM nti ru ber n tißd, ,er n aber keine d tmldards entprechende Kartienmgen 
ge-eh, 'eige einen Arte sclutzfachbeitrng. Eine inrnaligc Begebung zum Beispiel bzgl., der 
Bruh10gelkartierung kann i.d.R. nich Ilständig uf: chJus Ob r den Anbe tand , j d r~ ben. 
Zud In ehl n Angab D amt. d rch 'ea und mit welcher Methode kartiert wurde. 

Braunk h1che ine und W chtelkönig. Finanziert 1: rUd dies mit leuennitteifl . \: ie die 

Abfrag -n nus der Artcndatc b J;, • täti 11. wurd di Wi nnücb II gut m Gru d 01 eU des 
Wie. enbnUterproje ts gel ähh. 
Zud m wird im Umweltbericht beschrieben, dass zahlreiche. teil auf der V fwamlisre, teil 
. eflihl'dete und 1 'J om Au sterben bedroht Vogelaneo im V rhabengebiet orkommeo . . .Im 
Rahme der diesjährigen Brutvogelkartierung [GUß BV] \vurden bi rang 28 Vogelanen fe tg t llt. 
Darunter befinden sich 12 Arten die a eh innerhalb de Abfragerahmen orkol11men. Gmureih r 
Misteldro lud ermulliclJ Gimpel { tatu n b unklar Lud Nahrungsgä te. Bergfin ' Bluthänfling 

und ermutlieh Bachste' ze , tatu noch unklar rd -ß aJ DurchzUgl r beobachtet. Baumpiepe • 
Bra nk hieben, eldlerche Goldammer, Grauammer und Wiesen pieper werden sowob'l in achst:n a's 

auch deu chland\ ei1 in der Roten List(: efilhrt. obei ide Ammerarten auf der Von runli tc 
tehen." (Quell: U wel bericht GUß . . 33). Au grund d r immensen Bedeutung de 

Vorhabengebiets ftir den chutz g fahrdeter und vom lLq lerbe bedr htcl!" Vo larten rbi t t i h 
in ßt:bauurl!;l die. er äche von el t . 

Wir Cf\.lo'l:liIttm eine fachlich lind rechtlich heia tballe Au einand rse og mit d n orgetrag n n 
Einwendun cn. ab' in ig da empfehl n ",ir den Antragste em., den Bauantrag zurilckzuziehen. 

it fr,e-ur dlichen Grüß n 

Al) -:( ~. L----_-." 
'u annll ommer 

GeschäfufUhrcrin 

landtWI:'~ln I;h,,~rhI:'J HelmlUct1Uu I:' V. - Irll 1908111 SI h~ n 
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· NABU-landesverband Sachsen e. V. j löbauer Straße 68 j 04347 leipzig 

Stadt Kurort Oberwiesenthai 

Stadtverwaltung 

Markt 8 

09484 Kurort Oberwiesenthai 

po s t e in g a ng 
S t ad t verwa l tung 

Kurort Oberwiesenlha l 

2f. Juli 2022 
AbI. .1\ 3 , 
Ein .l)est. 

Bebauungsplan Emil-Riedel- Straße! An den Teichen der Stadt 
Oberwiesenthai LK Erzgebirgskreis 
Ihr Schreiben vom: 01.07.2022 
Unser Zeichen: VO-SN-2022-27209-NABU 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der NABU (Naturschutzbund Deutschland) Landesverband Sachsen e.V. 
bedankt sich für die Zustellung der Unterlagen. 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans "Emil-Riedel-Straße ! An den 
Teichen im Kurort Oberwiesenthai" soll die planungsrechtliche 
Voraussetzung für die Bebauung durch eine Ferienhaussiedlung erfolgen. 

Der NABU Sachsen lehnt das Vorhaben ab. 
(Zitate aus den Unterlagen kursiv) 

Vereinbarkeit mit dem Baurecht 
Das Vorhabengebiet liegt im baulichen Außenbereich. Die 
Ausnahmevoraussetzungen im Sinne des § 35 BauGB liegen nicht vor. 
§ 35 Absatz 2 BauGB 
(2) Sonstige Vorhaben können im Einzelfall zugelassen werden, wenn ihre 
Ausführung oder Benutzung öffentliche Belange nicht beeinträchtigt und 
die Erschließung gesichert ist. 
§ 35 Absatz 3 BauGB 
(3) Eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange liegt insbesondere vor, wenn 
das Vorhaben 
3.schädliche Umwelteinwirkungen hervorrufen kann oder ihnen ausgesetzt 
wird, 
5.Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege, des 
Bodenschutzes, des Denkmalschutzes oder die natürliche Eigenart der 
Landschaft und ihren Erholungswert beeinträchtigt oder das Orts- und 
Landschaftsbild verunstaltet, 

~'" I NASU 

Landesgeschäftsstelle 

Joachim Schruth 

Tel. +49 (0)34133 7415-30 
Fax +49 (0)34133 7415-13 
schruth@NABU-Sachsen.de 

22.07.2022 

NABU (Naturschutzbund Deutsch land) 

Landesverband Sachsen e. V. 

Löbauer Straße 68 

04347 leipzig 

Tel. +49 (0)341 337415-0 

Fax +49 (0)341337415-13 

landesverband@NABU-Sachsen.de 

www.NABU-Sachsen.de 

Geschäftskonto 

Bank fü r Sozialwirtschaft 

!BAN DE32 860205000001335700 

BIC BFSWDE33LPZ 

Spenden konto 

Bank für Sozialwirtschaft 

IBAN DE058602 0S000001 33S701 

BIC BFSWDE33LPZ 

Vereinssitz Leipzig 

VereinsregisterVR 15 

Sitz des Amtsgerichts Leipzig 

Steuer-Nr. 232 / 140 /07118 

Der NABU Sachsen ist ein staatlich 

anerkannter Naturschutzverband. 

Spenden und Beiträge sind steuerlich 

absetz bar. 
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Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur beeinträchtigt, die 
Wasserwirtschaft oder den Hochwasserschutz gefährdet, 
Die genannten Punkte betreffen die Planungen und führen zu einem 
Versagen einer Baugenehmigung. Dazu im Einzelnen 

Hochwasserschutz 
Die Fläche liegt im Hochwasserentstehungsgebiet Zschopau - Teilgebiet 1 
§ 76 SächsWG 
1Hochwasserentstehungsgebiete sind Gebiete, insbesondere in den 
Mittelgebirgs- und Hügellandschaften, in denen bei Starkniederschlägen 
oder bei Schneeschmelze in kurzer Zeit starke oberirdische Abflüsse 
eintreten können, die zu einer Hochwassergefahr in den Fließgewässern 
und damit zu einer erheblichen Gefahr für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung führen können. 2Die obere Wasserbehörde setzt die 
Hochwasserentstehungsgebiete durch Rechtsverordnung fest. 

(2) 11n Hochwasserentstehungsgebieten ist . das natürliche 
Wasserversickerungs- und Wasserrückhaltevermögen zu erhalten und zu 
verbessern. 21nsbesondere sollen in Hochwasserentstehungsgebieten die 
Böden so weit wie möglich entsiegelt und geeignete Gebiete aufgeforstet 
werden. 
S) In Hochwasserentstehungsgebieten ist die Ausweisung neuer Baugebiete 
nur zulässig, wenn nachgewiesen wird, dass das Wasserversickerungs- oder 
das Wasserrückhaltevermögen durch das Vorhaben nicht wesentlich 
beeinträchtigt oder die Beeinträchtigung im Zuge des Vorhabens durch 
Maßnahmen wie das Anlegen von Wald oder der Errichtung technischer 
Rückhalteeinrichtungen im von dem Vorhaben betroffenen 
Hochwasserentstehungsgebiet angemessen ausgeglichen wird. 

Was hier geplant wird, ist das glatte Gegenteil. Das Vorhaben ist zu 
untersagen. 

Natur - und Artenschutz 
Die Wiesenfläche im Vorhabengebiet wird Rahmen des Sächsischen 
Wiesenbrütermanagements unterhalten (telefonische Mitteilung der UNB 
am 22.02.2021). Hierbei handelt es sich um ein landkreisübergreifendes 
Projekt zum Schutz von Wiesenbrüterarten, vor allem von Braunkehlchen, 
Bekassine und Wachtelkönig. Finanziert wird dies mit Steuermitteln! 
Eine Bebauung verbietet sich von selbst. 

Im Ergebnis der Datenabfrage aus der Artdatenbank - Multibase [UNB 21a] 
sind im Abfragerahmen 31 Vogelarten erfasst, von denen jeweils ein 
Nachweis der Arten Baumpieper, Braunkehlchen und Karmingimpel im 
Vorhabengebiet vorliegt. Für Braunkehlchen und Karmingimpel wurde 
Territorialverhalten (mögliches oder wahrscheinliches Brüten) belegt. Im 
näheren Umfeld des Vorhabengebiets (150 m-Umkreis) befinden sich weitere 
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Reviere des gemäß § 7 BNatSchG besonders geschützten und nach der Roten 
Liste Deutschland und Sachsen stark gefährdeten Braunkehlchen und 
Wiesenpieper. Innerhalb des Abfragerahmens entfällt der Großteil der 
Brutvogelnachweise auf die Offenlandf/ächen zwischen der Emil-Riedel­
Straße und der Ortschaft Kurort Oberwiesenthai. m Rahmen der 
Brutvogelerfassung 2021 (siehe Anlage 4) wurden 29 Vogelarten festgestellt. 
Dabei wurde zlivischen Brutvögeln (BV), Vögeln mit Brutverdacht bzw. 
potenziellen Brutvögeln (pB V), Nahrungsgästen (NG) und Durchzüglern (D) 

unterschieden. 
Vorgezogene Ausgleichsmaßnamen sind nicht vorgesehen! Solche 
zwingend erforderliche Folgende Bedingungen müssen CEF-Maßnahmen 
jedoch erfüllen. 
- Sie müssen die betroffene lokale Population der geschützten Art stützen 
und im Ergebnis deren negative Bestandsentwicklung verhindern. 
- Sie müssen einen engen räumlichen Bezug zum beeinträchtigten Bereich 
aufweisen und z.B. den von der Population besiedelbaren Bereich 
erweitern. 
- Sie müssen zeitlich so realisiert werden, dass die Funktion des 
beeinträchtigten 
Bereiches für die geschützte Art ohne Unterbrechung weiterhin 
gewährleistet werden kann. Werden in diesem Rahmen 
Ausweichlebensräunie 
geschafferi, müssen sie zum Zeitpunkt des Eingriffs voll funktionsfähig sein. 
- Sie müssen so präzise beschrieben werden, dass der Erfolg der 
Maßnahme durch die prüfende Behörde fachlich bewertet werden kann. 
- Sofern der Erfolg der Maßnahme im Grundsatz als sicher unterstellt 
werden kann, aber verschiedene variable Faktoren eine regelmäßige 
"Nachjustierung" erfordert, ist ein begleitendes Monitoring (Erfassung der 
Bestandsänderungen) und Management vorzusehen. Der BPlanbeschluss 
muss für den Fall negativer Ergebnisse des Monitorings hinreichend 
bestimmte Angaben zum weiteren Risikomanagement enthalten. 
Konkretes hierzu findet man in den Unterlagen nicht. Die Revitalisierung 
der Teichkette hilftjedenfalls den Bodenbrütern nicht. 

Unabhängig davon wird stark bezweifelt, dass eine artenschutzrechtliche 
Betroffenheit von Arten ausgeschlossen werden kann. Beispiel 
Braunkehlchen: Das sind 3 betroffene Brutpaare a 2 ha jeweiliger 
Lebensraum; das ergibt 6 ha optimal geeignete und .gepflegte 
Ausgleichsfläche. Eine "Umsiedlung" wird aber höchstwahrscheinlich 
aufgru"nd der sehr spezifischen Lebensraumansprüche und der starken 
Gefährdung des Braunkehlchens scheitern. 
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Bei Vorliegen von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG ist die Prüfung 
' einer Ausnahme nach § 45 Abs: 7 BNatSchG vorzunehmen: 

Die Ausnahmetatbestände sind im Falle von Betroffenheiten europäischer 
Vogelarten nicht anwendbar. 

Vernachlässigt wurde dabei allerdings, dass der in § 45 Abs, 7 s, 1 Nr. 5 
BNatSchG genannte Ausnahmegrund der "anderen zwingenden Gründe 
des überwiegenden öffentlichen Interesses" der unionsrechtlichen 
Regelungsvorgabe des Art. 16 Abs, 1 Buchst. c der Fauna-Flora-Habitat­
Richtlinie 92/43/EWG (FFH-RL) entstammt, sich in dem Katalog der parallel 
gelagerten Bestimmung des Art. 9 Abs, 1 der Vogelschutz-Richtlinie 
2009/147/EG ' (V-RL) aber nicht findet. In diese Wunde hat das 
Verwaltungsgericht Gießen unlängst seinen Finger gelegt,ll indem es 
für Recht erkannte, dass der Ausnahmetatbestand des § 45 Abs.7 S, 1 
Nr. 5 BNatSchG in Fällen der Beeinträchtigung europäischer Vogelarten 
nicht anwendbar ist und auch keiner der ansonsten im Katalog des § 45 
Abs.7 S, 1 BNatSchG genannten Ausnahmegründe herangezogen werden 
kann, um einer mit den Zugriffsverboten in Konflikt geratenden 
Windkraftnutzung zur Realität zu verhelfen. 
Quelle: Windkraftnutzung und Schutz europäischer Vogelarten - Möglichkeiten der 
Erteilung artenschutzrechtlicher Ausnahmen - Rechtswiss~nschaftliche 

Stellungnahme erstellt im Auftrag im Auftrag der Naturschutzinitiative e.V 
von Rechtsanwalt apl. Prof, Dr, Martin GelIermann Westerkappeln 

Nach haltigkeit -Kli masch utz 
Der tägliche Zuwachs an verbauter Siedlungs- und Verkehrsfläche im 
ZeitraUm 2010 - ,2014 in Sachsen betrug 5,3 Hektar pro Tag, Die 
voranschreitende Flächeninanspruchnahme verursacht massive Verl~ste 
an landwirtschaftlicher Bodenfruchtbarkeit. Durch Bodenversiegelung 
verringern sich natürliche Wasserrückhaltefunktionen un'd 
Versickerungseigenschaften, das Landschaftsbild, Habitate von Arten der 
freien Landschaft gehen verloren, Flächen werden zerschnitten, Aktuell ist 
die Flächenversiegelung im Freistaat Sachsen mehr als doppelt so hoch, 
wie als Ziel Sachsen< 2,0 ha/Tag bis zum Jahr 2020 beschlossen, 

Wir erwarten eine fachlich und rechtlich belastbare Auseinandersetzung 
mit den vorgetragenen Einwendungen, Unabhängig davon empfehlen w;'r 
den Antragstellern, den Bauantrag zurückzuziehen. 
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Naturschutzverband Sachsen e.V. (NaSa) 

N a t LI r s c hut z V a rb EI n d S ach $ e n e. V. (NaSa) 
Gahlenzer Straße 2 • 09569 Oedarsn 

BUro für Städtebau Chemnitz 
Leipziger Straße 207 
09114 Chemnitz 

per Fax 0371/3674177 

08.09.2021 

Bebauungsplan Emil-Riedel- Straßel An den Teichen der Stadt Oberwiasenthal LK 
Erzgebirgskreis 
Ihr Schreiben vom 01.03.2021 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Naturschutzverband Sachsen e.V. bedankt sich fOr die Beteiligung im o.g. Vorhaben 
und nimmt in Abstimmung mit der GRÜNEN LIGA Sachsen e.v. Stellung; 

Das Vorhaben wird abgelehnt. 

Begründung: 

Der Auftraggeber Architektur- und Ingenieurbaro Dipl.-Ing. Sven Ehmer plant die Aufstel­
lung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans fOr die Ferienhaus-Bebauung Emil­
Riedel-Straßel An den Teichen im Kurort OberwiesenthaI. Die Flächen befinden sich im 
Außenbereich innerhalb des Naturparkes ErzgebirgeNogtland sowie ca. 250 m oberhalb 
des FND "Niedermoor an der Riedelstraßeu

• Die im Plangebiet zu ertüchtigenden Teiche 
entwässern in das FND. Sowohl im Regionalplan des Jahres 2008 als auch im Regional-o 
planentwurf 2021 des Regionalen Planungsverbandes Chemnitz sind große Teile des 
Plangebietes als Vorranggebiet Arten 9 und Biotopschutz vorgesehen. 

Nach der Kartierung des Planungsträgers besteht das Plangebiet größtenteils aus be­
sonders geschützten Biotopen bzw. FFH-Lebensraumtypen (Bergwiese, feuchte Hoch­
staudenflur, naturnahes ausdauerndes Kleingewässer, Weidengebüsche usw.), deren 
Beeinträchtigung grundsätzlich verboten ist. 

Die Grünlandareale Sind zudem Bestandteil des Sächsischen 
Wiesenbrütermanagements. Im Zusammenhang mit dem FND stellen sie einen außeror­
dentlich wertvollen Lebensraum fOr zahlreiche gefährdete Wiesenbrüter sowie Vögel 
halboffener Landschaften wie Braunkehlchen, Wiesenpieper und Karmingimpel dar, von 
denen im Gebiet mehrere Bruten seit Jahren nachweisbar sind. 

Naturschutzverband Sachsen e.V. (NaSa) WNN.natlJrschutzverpand-§Mhsen.de Spenden sind steuerlich absetmar 
Gahlenzer Straße 2, 095690ederan 
post@naturschuttverband·S8chsen.de 

Anerkannter Verband nach § 32 SädlsNatSchG sowie nach § 3 (1) Umweltreehtsbehelfsgese!z 
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Nicht umsonst wird das Gebiet für die Einordnung in den landesweiten Biotopverbund 
vorgeschlagen 1. 

Es erschließt sich aus den o.g. GrOnden nicht, wieso man Oberhaupt auf die Idee kom­
men könnte, derart naturschutzfachlich hochwertige Flächen einer Bebauung bzw. Frei­
zeitnutzung zuführen zu wollen. Dem stehen bereits die Regelungen des § 35 Abs. 2 und 
3 BauGB entgegen, denn mit der Bebauung (Versiegelung) und Nutzung (Störungen 
durch licht, Lärm und BegängniS) werden die O.g. Schutzgüter des Biotop- und Arten­
schutzrechtes erheblich und nachhaltig beeinträchtigt. Aufgrund der Gefährdung und Sel­
tenheit der betroffenen Biotope/Arten sind Ausgleichsmaßnahmen jedweder Art nicht ge­
eignet. den Eingriff bzw. die clrtell1schutzrechtliche BeeinträChtigungen zu kompensieren. 
Ausnahmegründe auf der Basis ~es Biotop- und Artenschutzrechtes sind nicht erkennbar. 

Weiterer Sachvortrag wird vorbehalten, wenn es zu einer juristischen Prüfung kommen 
sollte. 

Dem Planungsträger wird empfohlen, zur Vermeidung weiterer Kosten das Vorhaben ein­
zustellen. Eine Genehmigungsaussicht ist zu keinem Zeitpunkt gegeben. 

Mit freundlichen Grüßen 

t1 llryYy 
U. Straßburg 
Kassenwart 

Fachliche Arbeitsgrundjagen für einen landesweiten Biotopverbund im Freistaat Sachsen. LfULG 2007 

Seite 2 
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•• Netzwf!tt 
GRClNE ÖlvlDgischer '«11;' Bfwegungen 

GRONE LIGA S,chsen e. V. 

08.09.2021 

Bebauungsplan Emil.fliedel- StraßeI An den Teichen der Stadt Oberwiesenthai LK 
Erzgebirgskreis 
Ihr Schreiben vom 01.03.2021 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die GRÜNE UGA Sachsen e.V. bedankt sich für die Beteiligung im o.Q. Vorhaben und nimmt in 
Abstimmung mit dem Naturschutzverband Sachsen e.V. Stellung: 

Das Vorhaben wird abgelehnt. 

Begründung: 

Der Auftraggeber Architektur- und Ingenieurbflro DipL-lng. Sven Ehmer plant die Aufstellung eines 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans fOr die Ferienhaus--8ebauung Emil-Riedel·Straßel An den 
Teichen im Kurort Oberwiesenthai. Oie Flächen befinden sich im Außenbereich innerhalb des 
Naturpar1c:es ErzgeblrgeNogtland soWie ca. 250 m oberhalb des FND "Niedermoor an der 
Riedelstraße". Die im Plan gebiet zu ertOchtigenden Teiche entwässern in das FND. Sowohl im 
Regionalplan des Jahres 2008 als auch im Regionalplanentwurf 2021 des Regionalen 
Planungsverbandes Chemnitz sind große Teile des Plangebietes als Vorranggebiet Arten- und 
Biotopschutz vorgesehen. 

Nach der Kartierung des Planungsträgers besteht das Plangebiet größtenteils aus besonders 
geschützten Biotopen bzw. FFH-Lebensraumtypen (Bergwiese, feuchte Hochstaudenflur, 
natumahes ausdauemdes Kleingewässer, WeidengebOsche usw.), deren Beeinträchtigung 
grundsätzlich verboten ist. 

Die GrOnlandareale sind zudem Bestandteil des Sächsischen Wiesenbrutermanagements. Im 
Zusammenhang mit dem FND stellen sie einen außerordentlich wertvollen Lebensraum für 
zahlreiche gefährdete Wiesenbroter sowie Vögel halboffener Landschaften wie Braunkehlchen, 
Wiesenpieper und Kanningimpel dar, von denen im Gebiet mehrere Bruten seit Jahren 
nachweisbar sind. 

Nicht umsonst wird das Gebiet für die Einordnung in den landesweiten Biotopverbund 
vorgeschlagen 1. 

Fachliche ArbeItsgrundlagen für einen landesweiten 8iotopverbund im Freistaat Sachsen, lfUlG 2007 

GRQNE l.IGA &Ichaen e. V. 
Postsnsdlntr: VoofeCktlstm6e 37 
01~$7 0re11de" 
Steuemummar. 2031140/14843 

7itMfon 035 f + 21923401 
TeiefM 0$51" 21923403 
E-MDII 38cMQ"@9~naJigada 
Intemet _rJfl/eIIellrJfJ4fJ!;hfilen.de 

8(Jnk t'(lr ~ und ~konJe eG 
SIe; GENODciJ1iJKD 
8pendenkonlo: IBAN Dl!4.4 3SDli 0180 t41~ 31M 30 
Ihre Spe"de 8" uns Ist 4t8UfJffJcJr IIbsol:bar. 
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Es erschließt sich aus den o.g. Gründen nicht, wieso man überhaupt auf die Idee kommen könnte, 
derart naturschutzfachlich hochwertige Flächen einer Bebauung bzw. Freizeitnutzung zufOhren zu 
wollen. Dem stehen bereits die Regelungen des § 35 Abs. 2 und 3 BauGB entgegen, denn mit der 
Bebauung (Versiegelung) und Nutzung (Störungen durch licht, Länn und Begängnis) werden die 
o.g. Schutzgüter des Biotop- und Artenschutzrechtes erheblich und nachhaltig beeinträchtigt. 

Aufgrund der Gefährdung und Seltenheit der betroffenen Biotope/Arten sind 
Ausgleichsmaßnahmen jedweder Art nicht geeignet, den Eingriff bzw. die artenschutzrechtliChe 
Beeinträchtigungen zu kompensieren. Ausnahmegründe auf der Basis des Biotop- und 
Artenschutzrechtes sind nicht erkennbar. 

Weiterer Sachvortrag wird vorbehalten, wenn es zu einer juristischen Prüfung kommen sollte. 

Dem Planungsträger wird empfohlen, zur Vermeidung weiterer Kosten das Vorhaben einzustellen. 
Eine Genehmigungsaussicht ist zu keinem Zeitpunkt gegeben. 

Mit freundlichen Grüßen 

T. Mehnert 
Vorsitzender 



Zweckverband 
Naturpark "ErzgebirgeN ogtland" 
Außenstelle Pobershau 

Zweckverband Naturpark "ErzgebirgeNogtland" 
Geschäftsstelle Schlettau Schloßplatz 8 09487 Schlettau 

Büro für Städtebau GmbH Chemnitz 

Leipziger Str. 207 
09114 Chemnitz 

Naturpark ERZGEBIRGE 
VOGTLAND 

Ihre Zeichen 
Fa 

Ihre Nachricht vom 
01.07.2022 

Telefonnummer 
03735/7696333 

Unsere Zeichen 
ki/ht 

Datum 
09.08.2022 

[1] 3. Änderung des gemeinsamen Flächennutzungsplans der Gemeinde 
Sehmatal, der Verwaltungsgemeinschaft Bärenstein I Königswalde und der Stadt 
Kurort Oberwiesenthai 

[2] Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Emil-Riedel-Straße I An den Teichen", 
Oberwiesenthai 

Förmliche Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach §4 
BauGB sowie Beteiligung der Öffentlichkeit nach §3 Abs. 2 BauGB 

Stellungnahme 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir danken Ihnen für die Beteiligung des Naturparks IErzgebirgeNogtland" an der Anhörung zur 
3. Änderung des o. g. Flächennutzungsplans [1] und zum o.g. Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan [2]. 

Gemäß des Schutzzwecks des Naturparks, formuliert in der Naturparkverordnung vom 09. Mai 
1996 in der aktuell gültigen Fassung (§5, Abs. (2) Punkte 1 bis 6), empfehlen wir, den 
Flächennutzungsplan nicht zu ändern und den Bebauungsplan "Emil-Riedel-Straße / An den 
Teichen" nicht weiter zu verfolgen. 

Begründung: 

1. Die Änderung des Flächennutzungsplans südlich der Emil-Riedel-Straße in der Stadt Kurort 
Oberwiesenthai betrifft eine Fläche in der Entwicklungszone des Naturparks "Erzgebirge / 
Vogtland". Wie bereits in unserer Stellungnahme vom 13.08.2021 formuliert, sind im Umgriff 
des Sondergebietes Flächen mit besonderen Biotop- und Artenschutzfunktionen betroffen. 
Eine Realisierung des Bauvorhabens würde den Verlust der gesetzlich streng geschützten 
Bergwiese 06.02.310 (§ 21 SächsNatSchG; § 30 BNatSchG; LRT 6520) zur Folge haben. 

Bankverbindung 
IBAN. DE06 8705 4000 3590 001487 
Ble: WELADED1STB 
Erzgebirgssparkasse 

Geschäftsstelle Schlettau 
Schloßplatz 8 
09487 Schlettau 
Tel. 03733/622106 
Fax: 03733/622107 
email: naturpark@tira.de 

AußensteIle Vogtland 
Klingenthaler Straße 25 
08262 Muldenhammerl 
OT Tannenbergsthai 
Tel. 037465/401993 
Fax: 037465/401996 

AußensteIle Pobershau 
Naturschutzstation Pobershau 
Hinterer Grund 4a 
09496 Marienbergl OT 
Pobershau 
Tel.:03735/7696333 
Fax:03735n6~6335 



-
2. Die Bewertung der Auswirkungen der Planung auf umweltrelevante Schutzgüter 

(Unterkapitel 2.A) ist kritisch zu betrachten. In Folge der Versiegelung von Flächen und des 
Lebensraumverlustes für Pflanzen und Tiere ist eine dauerhafte Beeinträchtigung gegeben, 
die auch in der Zusammenfassung der Auswirkungen die Bewertung "erhebliche 
Auswirkungen" ergeben müsste. 

3. In Anlehnung an die Stellungnahme des Landratsamtes Erzgebirgskreis, SG Naturschutz 
vom 12.11.2021 ist die Aufwertung von gesetzlich geschützten Biotopen auf der Fläche 2 
als Ausgleich und Ersatz in Frage zu stellen. Die Sumpfflächen und Feuchtgebüsche sowie 
die vorhandenen Teiche mit strukturreichen Ufern erfüllen wertvolle Funktionen im 
Naturhaushalt. Maßnahmen zur Ertüchtigung der Teiche zerstören die gewachsenen 
Strukturen und führen zu einer technischen Überprägung der Gewässer, in deren Folge sie 
ihre Funktion für den Naturhaushalt nicht mehr in bestehendem Maße übernehmen könnten. 

4. Die Wahrscheinlichkeit, dass zudem benachbarte Flächen an der Emil-Riedel-Straße für 
Investoren perspektivisch attraktiv werden könnten und weitere Bebauungen entlang der 
Straße folgen, besteht. Dies hätte eine Zersiedlung der Landschaft sowie die Verwässerung 
der Kontur des Stadtrandes der Stadt Kurort Oberwiesenthai zur Folge. 

Eine Zustimmung nach §9 Erlaubnisvorbehalte der Naturparkverordnung seitens der Unteren 
Naturschutzbehörde desErzgebirgskreises für die 3. Änderung des gemeinsamen 
Flächennutzungsplans der Gemeinde Sehmatal, der Verwaltungsgemeinschaft Bärenstein / 
Königswalde und der Stadt Kurort Oberwiesenthai sowie den Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan "Emil-Riedel-Straße / An den Teichen", Oberwiesenthai kann seitens des 
Naturparks "ErzgebirgeNogtland" ebenso nicht befürwortet werden. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gern unter den angegebenen Kontakten zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

K. Kilias 
Geschäftsführung 
GS Schlettau 

Bankverbindung 
IBAN. DE06 870540003590001487 
Ble: WELADED1STB 
Erzgebirgssparkasse 

Geschäftsstelle Schlettau 
Schloß platz 8 
09487 Schlettau 
Tel. 037331 622106 
Fax: 03733/622107 
email: naturpark@tira.de 

gez. A. Haupt 

A. Haupt 
Fachberatung 
AS Pobershau 

AußensteIle Vogtland 
Klingenthaler Straße 25 
08262 Muldenhammerl 
OT Tannenbergsthai 
Tel. 037465/401993 
Fax: 037465/401996 

AußensteIle Pobershau 
Naturschutzstation Pobershau 
Hinterer Grund 4a 
09496 Marienbergl OT 
Pobershau 
Tel.:03735/7696333 
Fax: 0373517696335 
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